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Halle (Saale), Montag, den 10. Juni 1918.

Fernſprechanſchlud Nr. 1047.
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Kämpfe bei Noyon.
Großes Hauptquartier, 10. Jnni 1918 (W. T. B.)

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
eresgruppe Kronprinz Rupprecht. Zwiſchen Arras und

Albert ſüdlich der Somme und der Avre lebte der Artillerie
kampf auf. Rege Erkundnngstätigkeit hielt an.

Hec gruppe Deutſcher Kronprinz. Jn kräftigem An rifbrachen wir geſtern in das Höhengelaände ſüdweſtig v
Royon ein. Weſtlich von Matz nahmen wir die franzöſiſche
Stellung bei Mortemer und HOrvillers und ſtießen über Cuvilly
Nicquebourg hinaus vor. Oeſtlich der Matz wurden die Höhen
von Gnury erobert. Trotz des feindlichen Widerſtandes er
kämpfte Jnfanterie den Weg durch die Wälder von Ricquebourg
und Lamotte und warf den Feind über BourmontMareuil zu
rück. Südlich und ſüdöſtſ. von Laſſigny drangen wir weit in den
Wald von Thiescourt ein. Heftige Gegenangriffe der Fran
zoſen wurden abgewieſen. Wir machten etwa 8000 Gefan-
gene und erbeuteten Geſchütze.
„„An der Front von der Oiſe bis Reims iſt die Lage unver
ändert. Oertliche nördlich der Aisne, nordweſtlich von
ChateauThierry und bei Vrigny brachten Gefangene ein.

Geſtern wurden 37 feindliche Flugzeuge und ſechs Feſſel-
ballone abgeſchoſſen. Leutnant Kroll errang ſeinen 27. und 28.,
en nant Udet ſeinen 27, Leutnaut Kirſtein ſeinen 23. Luft

Der Erſte Generalquartiermeiſter Ludendorff.
9

Balle und den Saalkreis, die
wikkenberg »Schweiniß, Torgau- Tiebenwerdag,

e e v

Sozialdemokratiſches Organ
Kreiſe Merſeburg Buerfurk, Belißſch- Bitterfeld
Sangerhauſen Erkarksberga und die Mansfelder Kreiſe.

Großes Hauptquartier, 9. Juni 1918. (W. T. B.
Weſtlicher Kriegsſchauplatz.

Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht: Der Artilleriekampf
lebte am Abend vielfach auf und nahm heute rüh im
Kemmelgebiet, ſüdlich von der Somme und an der
Avre an Stärke zu. Teilangriffe der Franzoſen ſüdlich von
Ypern, der Engländer nördlich von Beaumont-Hamel
wurden blutig abgewieſen.

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz: An der Oiſe lebte die
Gefechtstätigkeit auf. Oertliche Angriffe der Franzoſen auf
dem Südufer der Aisne und ſüdlich des Ourcq ſcheiterten.
Eigner Vorſtoß öſtlich von Cutry brachte 45 Gefangene ein.
Amerikaner, die nordweſtlich von ChateauThierry er
neut rer verſuchten, wurden unter ſchweren Verluſtenund unter Einbuße von Gefangenen über ihre Ausgangs-
ſtellungen hinaus zurückgeworfen.

deeresgruppe e Albrecht: Bei erfolgreicherer Unter
nehmung auf dem Oſtufer der Moſel machten wir Gefangene.

Leutnant Kroll errang ſeinen 24. und 25., Feldwebel Rumey
ſeinen 23. Luftſieg.

Der Erſte Generalquartiermeiſter: Ludendorff.

Erbitterte Kämpfe an der Alpenfront.
Wien, v. Juni. Amtlich wird verlautbart: Die italie-

niſche Erkundungstätigkeit griaßz gern eine
weitere Steigerung; ſie blieb überall erfolglos.

n den Judika rien und bei Aſiago trieb der Feind Ab
teilungen von Bataillonsſtärke gegen unſere Stellungen; ſie
wurden durch Feuer abgewieſen.

Sehr erbitterte Kämpfe entwidelten ſich an den wieder
holten Angriffen auf den Monte Partica. Der Feind ſtieß
hier nach heftigem, um Mittag zu größter Kraft anwachſenden
Geſchützfeuer in ein Kilometer Frontbreite vor. Seine An
ſtürme ſcheiterten an der re i Artillerieund an der Tapferkeit der mpfer im ützengraben. Jnſtark eiten heilen flüchtete der Angreifer auf ſeine ine

urück. efangene und Kriegsmittel blieben in unſerer Hand
Beſondere Anführung verdient das bewährte Komaromer Feld
ſägerdata non Nr. 19; es hat den Hauptanteil am Erfolg.

uch an der Piavemündung ſcheiterten alle Erkun
dungsverſuche des Gegners. Der des Generalſtabes.

Kleine Kriegsnachrichten.
Bahnhof Epernay unter Fernfener. Berlin

9. Juni. (W. T. B.) Der deutſche Vorſtoß im Ardre-Gebiet,
bei dem mehrere Gefangene gemacht und ar Maſchinen
gewehre erbeutet wurden, traf die Nahtſtelle franzöſiſcher und
engliſcher Diviſionen und zwang die Franzoſen zur Heran-
führung von Verſtärkungen, ſowie zu verluſtreichen GegenAn-
griffen. Das deutſche Feuer liegt mit großer igkeit auf den
zückwärtigen Verbindungen der Franzoſen und Engländer, vor
allem an den Marne-Uebergängen von Port-a-Binſon
bis Epernay. Bahnhof Epernahy iſt ſelbſt unter Fern-
feuer genommen. Mehrere Brände wurden beobachtet.

(Weitere Kriegsnachrichten auf der 4. Seite.)

Belagerungszustand, Pressezensur und Unabh.
Redeverbot auch gegen Abgeordnete. Vom Spitzelunweſen.

Sozialdemokratie.

Wie „Aufklärungsberoſchüren“ zuſtandekommen. Ein Aufruf des Parteivorſtandes.
g. Dr. Herzfeld (ünabh. 603.):

Meine Herren! Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß der Be
lagerungszuſtand, entgegen dem Artikel 68 der Reichs
perfaſſung, verfaſſungswidrig beſteht. Der Artikel
68 z77 dem Kaiſer die Befugnis, den zuerklären. Er macht aber die J r von den Bedingungen
abhängig, welche das preußiſche Belagerungszuſtandsgeſetz vor
ſchreibt. Dieſes Geſetz macht die Erklärung des Belagerungs

ſtandes davon abhängig, daß eine Provinz oder Teile einerrn bedroht oder bereits vom Feinde beſetzt ſind. Da das

eſetz als Steigerung des Bedrohtſeins das ſchon geren
ausſpricht, kann darüber gar kein ifel ſein, daß mit dieſem
Bedrohtſein das Bedrohtſein durch feindliche Beſetzung gemeint
iſt. Es kann wohl überhaupt bei keinem Mitgliede dieſes

auſes ein Zweifel beſtehen, daß augenblicklich, nachdem der
riede im Oſten geſchloſſen iſt, kein Teil des Deutſchen Reiches

mit Beſetzung durch den Feind bedroht iſt.
Man hat davon geſprochen, daß die Flieger eine Bedrohudes Deutſchen Reiches ſind. Jndeſſen, abgeſehen davon, da

die Flieger nur an einen ganz geringen Teil des Deutſchen
Reiches herankommen können, iſt es ſelbſtverſtändlich ausge
ſchloſſen, daß Flieger die Beſetzung irgendeines Teiles des
Deutſchen Reiches bewirken können. Der Belagerungszuſtand
beſteht deshalb verfaſſungswidrig.

Der Belagerungszuſtand iſt eine Erklärung, welche vom
Reichskanzler agfrnarzeiebnet und im Reichsanzeiger veröffent-
licht iſt. Der Reichskanzler iſt deshalb dem Reichstage
für das Beſtehen dieſes verfaſſungswidrigen Zuſtandes ver
antwortlich. Die Frage iſt: Will der Reichstag den
Reichskanzler für das Beſtehen dieſes Zuſtandes zur Verant-
wortung ziehen? Darüber kann kein Zweifel ſein: der Reichs
tag will es nicht. Der Reichstag hat unſern e. den Be
lagerungszuſtand aufzuheben, Biere abgelehnt. Der
Reichs:ag will es nicht, weil er dieſen elagerungszuſtand als
Schutz für ſeine Bedrohung durch die Arbeiterklaſſe gebraucht
und die Värmag wünſcht dieſen r s weil
ſie den Willen zur Macht hat, weil ſie die große Macht, welche
ihr dieſer Belagerungszuſtand gibt, befeſtigen, erhöhen und für
ihre politiſchen Awecke ausnutzen will. Dieſer Belagerungs-
zuſtand iſt vom Reichstage als Zuſtand gemeint und das
zeigen ja die heutigen Anträge des Haushaltsausſchuſſes als
ein Zuſtand, welcher ſozuſagen der Militärdiktatur anheimgibt,

die bürgerliche vund die Macht, welche der Belagerungszuſtand der Generalität
gibt, gegenüber den bürgerlichen politiſchen Beſtrebungen nicht
anzuwenden. Die Militärdiktatur denkt daran nicht, ſie iſt
unerbittlich auch dem Bürgertum gegenüber.

Wie iſt dieſer Zuſtand denkbar geworden? Vor dem Kriege
hat die ſozialdemokra iſt Partei mit aller Kraft, deren ſie
fähig war, gegen den Militarismus angekämpft. Sie ſah dieſen
Zuſtand kommen, unter dem wir jetzt leben. Der große Teil der
Kämpfe der Sozialdemokratie beſteht aus dem Kampf gegen die
Milikärherrſchaft. Wir ſind dafür geächtet un verfolgt wor-den. Man hat den Militarismus großgegogen und immer
größer gezogen und immer mächtiger gemacht, bis es ſchließlich
einem kleinen Leutnant in Zabern möglich war, die bürger-
lichen Richter in den Pandurenkeller einzuſperren. Und nun
kommt der Krieg. Man hatte dem Militarismus Geſetze ge
macht, welche, wie er ſelbſt anführte, für alle Zwecke des Krieges
genügen würden, man hatte das Spionagegeſetz e und
man wiegte ſich vielleicht in der Hoffnung, daß der Belagerungs

ſtand überhaupt nicht erklärt würde. Aber kaum war berKrieg erklärt, ſo griff die Generalität nach der Gewalt, welche
ihr geboten war. Sie erklärte den Belagerungszuſtand für das

Reich, für jeden Teil des Reiches, und man ſagte damals:ges in bloß notwendig für die einheitliche Mobilmachung und

Politik durch die bürgerliche Brille anzuſehen, ſind zwei Einzelfälle,

wird ſehr bald aufgehoben. Man erklärte den Belagerungs-
zuſtand für jeden Teil des Reiches, was noch in keinem Kriege,
den das Deutſche Reich oder den auch Preußen geführt hat, der
Je geweſen iſt. 1870 wurden nur die bedrohten Gebiete in den

elagerungszuſtand erklärt, und dieſe nur, ſolange eine Be
drohung vorhanden war, 1914 ſogleich alle Gebiete des Deutſchen
Reiches. Damit kam

die ganze vollziehende Gewalt in die Hände der Militär-
behörden,

der Generalität. Aber damit nicht genug. Man hob ſogleich
die Grundrechte des deutſchen Volkes auf, die perſönliche Frei-
heit, das Vereins und Verſammlungsrecht, die Preßfreiheit,
die Unverletzlichkeit der Wohnung. an ging noch weiter:
man hob ſelbſt das Briefgeheimnis und das Telegraphen-
geheimnis auf.

Und was tat der Reichstag demgegenüber, der Reichstag der
wohl alle Veranlaſſungegehabt hätte, ſich dagegen zu wehren,
daß ſich die Generalitäk derartig mit Machtmitteln umgibt?
Der Reichstag tat alles, um dieſe Macht noch zu ſtärken. Der
Reichstag erklärte die ſichtbaren Träger dieſer Militärdiktatur,
die Herren v. Hindenburg und Ludendorff, für jenſeits der
Kritik ſtehend; die Herren durften im Reichstage überhaupt
nicht kritiſiert werden. Als nun von unſrer Seite der damalige
Kollege Karl Liebknecht begann, dieſe Militärdiktatur
anzugreifen, als er durch ſeine Reden, durch ſeine kleinen An-
fragen verſuchte, dieſer Militärgewalt und ihren Zielen nach
innen und nach außen zu Leibe zu gehen und demgegenüber
die Rechte des Reichstages aufrechtzuerhalten, was ſahen
wir da? Meine Herren, Liebknecht wurde von dieſer Tribüne
heruntergeriſſen durch den Herrn Abgeordneten Müller (Mei-
ningen). Liebknecht wurde von der Militärdiktatur aus dem
Reichstage herausverlangt, um ihn unſchädlich zu machen. Und
was tat dieſer Reichstag? Er lieferte Liebknecht der Militär
diktatur aus. Und, meine S was Liebknecht geſchah, ge
ſchah ja jüngſt noch dem Kollegen Ditt mann. Er war auch
einer der mutigen Männer, die gegen die Eroberungs und
Machtziele der Militärdiktatur ankämpfen wollten. Der
Reichstag lieferte ihn aus. Und, meine Herren, der Abgeord
nete, der damals mit aller Macht dafür eintrat, daß Liebknecht
ausgeliefert würde, iſt Vizekanzler des Deutſchen Reiches.
(Hört, hört! b. d. Um St

Meine Herren! Se liegen die Dinge, und die Militärdikta-
tur denkt nicht daran ihre Macht etwa nicht zu gebrauchen.
Meine Herren! Sie e rielleicht: Liebknecht und Dittmann

ie bedeuten nichts, deshalb können wir im
Reichstag doch noch machen, was wir wollen. Die Militär
diktatur iſt aber weitergegangen, ſie het, wie Jhnen ja bekannt
rſt, allen Abgeordneten des elſaß-lothringiſchen
Landtages, allen Abgeordneten, dem ganzen Landtage ver
boten, über die Lebensfrage des Landes ElſaßLothringen zu
ſprechen (Lebhafte Rufe: Hört, hört! b d. Soz.), über die Frage,
ob ElſaßLothringen zwiſchen Preußen und Bayern, wie es be-
abſichtigt wurde, aufgeteilt werden ſollte, hat ihm verboten zu
prechen über das Verhältnjs der Militärbehörden gegenüber
r elſaß-lothringiſchen Vevölkerung. Und als der Landtag in

einer Reſolution gegen dieſes Verhalten proteſtierte, als der
elſaß-lothringiſche Landtag die Erklärung abgab:

Die Zweite Kammer des elſaßlothringiſchen Landtags ſtellt
mit ernſtem Bedauern feſt, daß die ihr anfgelegten Beſchrän-
kungen die volle Ausübung ihrer verfaſſungsmäßigen Rechte,
ins i die Behandlung der wichtigſten Lebensfragen
des elſa Wringiſgges Volkes unmöglich machen. Jhren
Einſpruch gegen dieſe Ausnahmebehandlung bringt die Kam-
mer dadurch zum Ansdruch, daß ſie von öffentlichen Verhand
lungen überhaupt abſieht.

Meine Herren, als dieſe Erklärung in der elſaß-lothringi-
ſchn Kammer abgegeben war, was tat die Militärdiktatur? Sie

verbot die Veröffentlichung auch nur dieſer Erklärung. (Hört,
b. d. U. Soz.) Und was nun hier geſchieht, daß man den

iderſtand gegen die Militärgewalt dadurch unmöglich zu
machen ſucht, daß man die einzelnen Abgeordneten heraus-
nimmt oder, wie hier, dem mten Abgeordnetenhaus zuſprechen verbietet, ſein verfaſungemätzige Recht auszuüben,

Beſchlüſſe zu faſſen, deren Verhinderung im Strafgeſetbuche
mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren bedroht während
man dieſes tut, ſucht man auf der andern Seite, ſoweit man
die Abgeordneten noch nicht aus dem Reichstage herausbringen
kann, ihnen den andern Teil ihres verfaſſungsmäßigen Rechts,
das Recht, mit ihren Wählern in Verbindung zu treten, zu
ihren Wählern zu ſprechen, ihnen Rechenſchaft zu geben, ihre
Wünſche in gmpians zu nehmen, die Stimmung ihrer Wähler
zu erforſchen, ſucht man dieſes Recht dadurch illuſoriſch zu
machen, daß man

Redeverbote gegen die Abgeordneten

erläßt. (Hört, hört! b. d. U. Soz.) Meine Herren, ich ſage
nicht zuviel, wenn ich ſage. daß der größte Teil der Kollegen
meiner Fraition unter Redeverbot ſteht. (Sehr richtig!
b. d. U. Soz.) Was bedeutet das? Das bedeutet, daß wir, die
wir die einzigen ſind in dieſem Reichstage, die ernſthaft den
Kampf mit der Militärdiktatur aufnehmen, nicht in der Lage
ſind, außerhalk des Reichstags unſer verfaſſungsmäßiges Recht
auszuüben. (Sehr gut! b. d. U. Soz.)

Meine Herren, ich ſelbſt kam vor einigen Wochen in meinen
Wahhlkreis nach Roſtock, es war dort eine Verſammlung anbe-
raumt, und als ich mich erheben wollte, um zu ſprechen, ſtellte
mir der Polizeikommiſſar eine Verfügung des ſtellvertretenden
Generalkommandos des 9. Armeekorps 53 Altona zu, wonach
mir das Auftreten als Redner in polit t öffentlichen und
nichtöffentlichen Verſammlungen in Meck r r ver
boten iſt, weil ich durch die Art der Werbetätigkeit unter der
Arbeiterſchaft die öffentliche Sicherheit gefährde. (Hört, hört!
b. d. U. Soz.) Meine Herren, ich habe mich darauf an das
ſtellvertretende Generalkommando des L. Armeekorps gewandt
und gebeten, mir wenigſtens die l m wodurch
ich die öffentliche Sicherheit gefährdet habe. Nebenbei, dies iſt
überhaupt das zweite Mal geweſen, daß ich in meinem Wahl-
kreiſe reden wollte (Hört, l b. d. U. Soz.) als Mitglied
der unabhängigen r Fraktion. Jch fragteeneralkommando, welches die Tatſachen

r nicht einmal eine Antwort
das ſtellvertretende
F. eine Herren, z
ekommen. (Hört, hört! links.)

Das iſt die Achtung, die die Militärdiktatur vor dem Reichs
tage hat!

Der Reichstag z hier unter Umſtänden, die ich hier nicht er
örtern will, nachdem er dieſe Militärdiktatur aufgerichtet hatte
und während er ſie beſtehen ließ, die Reſolution vom 19. Juli
1917 Kazßt. Die Regierung i r beigetreten. Meine Herren,die iürdittatur vdat ſie für Luft erklärt. Die Militär-
diktatur hat den Oſtfrieden geſchloſſen, den Gewaltfrieden, im
a zu dem Frieden, den dieſe Reſolution ausſpricht.
und im Reichstag iſt nicht einmal ein leiſes Säuſeln! Meine
Herren, ich ſage: die Militärdiktatur, ſie ihre Macht,
um jeden Widerſtand ihre Machtfülle und die Machtfülle
der Parteien und Schichten, die hinter ihr ſtehen, die man die
Alldeutſchen nennt, das Großnagrariertum, die werinduſtrie,
das Finanzkapital, die Bureaukratie, mit Gewalt niederzuhalten,
um dieſen Schichten die wirtſ i und politiſche Macht zu
We und zu erhalten, die eben mit der Fülle der politiſchen
acht, die dieſes politiſche e des Bel War ibt7 werden kann. M. H., die Militärdiktatur g t rugſihts

os gegen 24 r leg. W 7 rn i nwie ihrer politiſchen Stellung entſp nd die politiſchen Ziele
c.im Jnnern und im Ae
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rm verſehen. e me
oder ſie werden in den Schützengraben ge

verdächtig iſt, für dieh L he e derr 10 habe z eini dal g9n Seipzig iſt der
e er ge Fälle eiprigLandtagsabgeordnete Fleißner unter Redeverdot geſtellt.

Dem Verbot iſt die Begründung gegeben, daß Fleißner ſich in Er
örterungen ergangen habe, die geeignet die Bevölkerung

entmutigen, den Willen zu entſchloſſenem halten ſowie dasertrauen in die Regierung zu erſchüttern und hierdurch den Wider
ſtand unſrer Feinde zu beleben. Ja, meine Herren, der Abgeordnete

Ieißner ſteht natürlicherweiſe auf dem Boden der ungb
ozialdemokratie, er nicht den Krieg bis zur völligenNi er wünſcht die Verſtändigung und die Verſöhnung

der Völker; er wünſcht nicht den Frieden, den die Mililtärdiktatur
wünſcht, und deshalb, meine Herren, wird geſagt, daß er überhaupt
nicht mehr das Recht hat, ſich politiſch als Redner zu betätigen.
Meine Herren, er hat Beſchwerde bei dem Obermilitärbefehlshaber
erhoben, und der Herr General v. Wriesberg hat uns geſtern ge-
agt, daß der Obermilitärbefehlshaber ſelbſt alle Beſcheide unter
chreibt: oder ich glaube, es war einer ſeiner Kollegen, der es

ſagte. Wir haben hier einen Beſcheid auf die Beſchwerde von Fleiß-
mer; er lautet kurz und bündig:

Auf Jhre Vorſtellung vom J. September 1917 wird Ihnen
nach r der Sachlage erwid daß 5 mich nicht ver-
anlaßt ſehe, das gegen Sie erlaſſene Redeverbot aufzuheben.

Im Auftrage: v. Wriesberg.
(Zurufe und Unruhe bei den Unabh. Saz.)

Die Sekretärin der Zentralleitung der U. S. P., die Genoſſin
Zietz, ſteht unter Redeverbot. (Hört, hört! b. d. Unabh. Soz.)
Der Vorſitzende des Leipziger Unabhängigen ſozialdemokratiſchen
Vereins, der Buchhänöler Lipinski, ſteht unter Redeverbot, und
zwar heißt es in den Gründen: weil er einer der riührigſten Agita-
toren der ſozialdemokratiſchen Minderheit iſt. (Hört, hört! v. d.
Unabh. Soz.) Meine Herren, hier iſt die Sache einfach und klipp
und klar ausgeſprochen. (Sehr wahr! b. d. Unabh. Soz.) Er iſt
einer der rührigſten Agitatoren der ſozialdemokratiſchen Minder-
heit, folglich totgemacht, folglich Redeverbot!

Lagerhalter Zieger in Tr an der Tokenſe
hatte ſich dort in der Stadt unfre Partei betätigt; er bekam das
Redeverbot. Auf Grund des Redeverbots wurde er durch den
Vorſteher des Stadtverordnetenkolleginms, einen Herrn Dr. Tüm-
mel, mit Gewalt durch den Gendarmen aus der Stadtverordneten
verſammlung herausgebracht. (Hört, hört! bei den Unabh. Soz.)
Das Landgericht lehnte die Anzeige wegen Nötigung gegen dieſen
Herrn Dr. Tümmel ab; das Oberlandesgericht eröffnete die An-

age, aber das Landgericht ſprach den Herrn frei, weil er nicht das
Bewußtſein der Rechtswidrigkeit hatte. (Hört, hört! bei den Unabh.

zialdemokraten.) JMeine Herren, nun kommt der Ausſchuß des Reichstags und
ſagt: gegenüber dieſer Diktatur werden wir etwas erreichen und
wollen wir jetzt etwas Beſonderes auf dem Gebiete der Zeuſur und
des Vereins- und Verſammlungsrechts machen. Wir laſſen die
Zenſur und die Beſtimmung über das Vereins- und Verſammlungs-
recht der Militärbehörde, wir laſſen die ganze Machtfülle des Be-
Iagerungszuſtands bei der Militärbehörde, aber wir ſetzen den
Reichskanzler als Oberbehörde ein. Meine Herren, an und für ſich
iſt das nach meiner Meinung ein Vorſchlag, den man damit be-
zeichnen kann, daß man den Pelz waſchen, aber nicht naßmachen
will. (Sehr wahr! bei den Unabh. Soz.)

Aber von dieſem Vorſchlag ſagt der Herr Staatsſekretär
Wallraf: er iſt unannehmbar, er iſt eigentlich auch ganz un
logiſch, denn wie kann man die Zivilbehörde, die oberſte volitiſche
Behörde zum Porgeſetzten der Militärbehörde machen! (Zurufe
von den Unabh. Soz.) Herr Staatsſekretär Wallraf und ich
weiß, er ſtammt aus einer alten Kölner Bürgerfamilie, die ſchon
1848 hervorgetreten iſt empfindet es heute noch als einen Wider
ſpruch, als eine Unmödglichkeit, die Zivilbehörde über die Militär-
behörde zu ſetzen. Ich ſagte ſchon, das Weſen des bürgerlichen
Staates, wenn wir einen ſolchen hätten, iſt doch, daß die Militär

rde höchſtens das Werkzeng der Zivilbehörde iſt. (Sehr wahr!
bei den Unabh. Soz.) Wir haben aber keinen ren bürgerlichen
Staat, wir haben nur den bürgerlichen Staat, welcher politiſch durch
die Militärkaſte beherrſcht wird. Niemals hat das Bürgertum und
der Reichstag die Macht und den Willen zur Macht gehabt, um ſelbſt
die politiſche Gewalt in die Hand zu nehmen, und jetzt will das
Bürgertum unter dieſem Belagerungszuſtand und unter dieſem
Kriege durch eine ſolche Reſolution die Militärbehörde unter die
Zivilgewalt, unter den Oberbefehl des Reichskanzlers bringen.
Selbſtverſtändlich wird das abgelehnt, und es zeugt von wenig Emp-
finden für politiſche Macht und politiſchen Kampf, wenn man glaubt,
daß die Militärbehörde mit der Gewalt, die ſie in Händen hat, die-
ſen Antrag annehmen könnte.
r ne Herren, es gibt kein Mittel, um der Militärgewalt zu

ei e zu gehen, als
dieſen Belagerungszuſiand, der verfaſſungswidrig beſteht, auf

zuheben.

(Sehr richtig! bei den Unabh. Soz.) Das iſt der einzige Weg, um
die Militärdiktatur aufzuheben und aus dieſem Kriege herauszu-

mmen, der nur geführt werden kann bis zum Erſchöpfungskrieg,
zum Eroberungskrieg und Gewaltfrieden, ſolange die Militärdikta-
tur beſteht. (Sehr wahr! bei den Unabh. Soz.) Denn in dem
Augenblick, wo ſie aufgehoben iſt und die Kräfte des Volkes zum
Vorſchein kommen und ſich entwickeln können, um fich dieſem un-
ſeligen Krieg zu widerſetzen, um dieſer Militärgewalt zu ſagen, wie
das Volk über dieſen Krieg bis zum Erſchöpfungskrieg denkt,
in demſelben Augenblick wäre es nicht mehr möglich, dieſen Krieg
bis ins Unendliche weiterzuführen (Sehr richtig! bei den Unabh.
Soz.) um Gut und Blut, die Blüte der Jugend und die Blüte der
eng der deutſchen Nation für dieſen Eroberungskrieg ins

nermeßliche zu opfern. (Sehr gut! bei den Unabh. Soz.
Die Abgeordneten, insbeſondere Herr Kollege Gothein, haben
hier eine Fülle von Fällen vorgetragen, wo ihnen das Verſamm-
lungsrecht ziemlich illuſoriſch gemacht worden iſt. Nun, meine Her-
ren, Reden ſind hier ſchon ſehr viele gehalten worden, aber alle Red-
ner ſagen, durch dieſe Reden iſt nichts geändert worden:; jedesmal,
wenn die Zenſurdebatte, die Debatte des Vereins- und Verſamm-
lungsrechts auf der Tagesordnung ſteht, hören wir: es iſt ſchlimmer

den. Und nun kommt der Herr General v. Wriesberg und
weiſt uns geſtern, daß ja nur 99 Verſammlungen in Deutſch-

land im Dezember und Januar 1918 verboten worden ſind. Jch
kenne nicht die Quelle und die Methode, wonach dieſe Zuſammen-
ſtellung erfolgt iſt, man kann ſie nicht kontrollieren, aber wenn ſie
richtig wäre, ſie beweiſt gar nichts. Tenn davon bin ich überzeugt:
für unſre Partei allein ſind im Dezember vorigen Jahres und imben dieſes Jahres mehr als 99 Verſammlungen verboten

worden.
Dr. Herzfeld, Abgeordneter: Ich ſage, meine Herren, dieſe

Zahl kann nicht ſtimmen. Ich erinnere nur daran, daß im Januar
fa der große Streik war, und hier in Berlin ellein ſind mehr als
hundert, mehr als zweihundert kleine Betriebsverſammlungen ver-
boten worden. (Zurfe b. d. Unabh. Soz.) Täglich, ſtündlich, kann
man ſagen, und der Herr General v. Wriesberg ſtellt ſich hierher und
verkündet dem deutſchen Volke, es ſeien überhaupt nur 99 Verſamm-
lungen verboten worden.

Meine Herren, wie ſteht es denn mit den Verboten? Die Mili-härdittatut iſt längſt dahin gekommen, daß ſie ſie gar nicht zu ver-

Dieten braucht und daß doch die Verſammlungen nicht ſtattfinden
Wnnen. Jch habe hier eine Verfügung vor mir, aus der Sie er-
ſehen können, wie es mir vor kurzer Zeit ſelbſt gegangen iſt. Jch
wollte in Hangu eine Verſammlung abhalten, und es wurde darauf
folgende Verfügung erlaſſen:ſols Die Verſammlung wird unter folgenden Bedingungen er-

lanbt: 1. Der Redner hat ein wortgetreues Manuſkript minde-
ſtens am fünften Tage vor Abhaltung der Verſammlung vor-

egen. 2. In der Rede ſelbſt iſt der Burgfriede zu wahren, esh die Perſonen der Oberſten Heeresleitung nicht in den poli

es werven alle oleſe venre ter

Folge zu leiſten. 6. Der Ein
perſönlich für die Einhaltung ſämtlicher Bedingungen, auch der
ſeitens des Redners zu bveachtenden verantwortlich. Bei
einhaltung einer Bedingung erfolgt Auflöſung der Verſammkung.
(Zuruf b. d. Unabh. Soz.)

Meine Herren, ich ſoll vorher ein workgetreues Manufkript ein
reichen, das Manufkript wird aber nur genehmigt, wenn es die mit-
geteilten Bedingungen eingehalten hat. Da ich, wie eben durch

ſchenruf geſagt wurde, vorausſichtlich nicht zum Zeichnen von
Kriegsanleihe in meiner Rede aufgefordert haben würde, da ich auch
nicht zum Kriege bis zum Siege, bis zum Ende aufgefordert haben
würde, war es natürlich ausſichtslos, ein Manufſkript einzureichen,
das die Genehmigung erhalten hätte, wenn ich es überhaupt hätte
tun wollen. Die Verſammlung brauchte alſo nicht verboten zu wer
den, ſie war erlanbt, aber ſie kann nicht ſtattfinden, weil die Be
dingungen der Verſammlung nicht erfüllt werden können. Und das
geſchieht nicht in hunderten, ja man kann ruhig ſagen in tauſenden
von Fällen, wo auf dieſe Weiſe der Unabhängigen Sozialdemokratie
ihr Verſammlungsrecht unmöglich gemacht worden iſt.

Meine Herren, ich ſprach davon, daß tätige prrteg der
unabhängigen Sozialdemokraten zu irgendwelchen ienſten
eingezogen werden, wenn ſie anch ſonſt gar nicht zu gebrauchen ſind.
Es liegt mir ein authentiſches Beweismaterial dafür vor, wie in
dieſen Dingen verfahren wird. Ich habe hier den Auszug aus einem
Protokoll über eine Sitzung, die in Dortmund am 4. Mai 1918 ſtatt-
gefunden hat zwiſchen dem Oberſtleutnant Giffentch als Vertreter
des ſtellvertretenden Generalkommandos des 7. Armeekorps und An
geſtellten des Metallarbejterverbandes. Dort beklagt man ſich über
die wahlloſe Einziehung. Herr Ob tnant Giffenich erklärte:
„Das ſtimmt nicht genan, wir ziehe cht ſofort ein, ſondern wir
haben Liſten, auf denen die Leute, die ſich nnangenehm bemerkbar
machen, eingetragen werden. (Hört, hört! b. d. U. S.) Sie werden
längere Zeit beobachtet, und es werden Erlundigqungen eingezogen.
Wenn wir nun ſehen, daß uns der Mann gefährlich wird, wird er
eingezogen. (Hört, hört! b. d. U. S.) Auch mit den Unſchuldigen
ſt es nicht ſo die Herren hatten nämlich geſagt, es würden auch
Unſchuldige, die nicht gefährlich wären, eingezogen wir ſind ſehr
genan von Jhren Sitzungen und Verſammlungen informiert. Es
gibt Leute, die es ausgezeichnet verſtehen, wochenlang zu hetzen, und
wenn die Sache auf der Höhe iſt, dann ſprechen ſie dagegen.“

Meine Herren, mit derſelben Poſt bekam ich einen Bericht aus
demſelben Generalkommando,

wie man Spitzel anwirbt,
am in den Verſammlungen, in den Fabriken, in den Kontoren, über-
haupt überall, wo Arbeiter zuſammenkommen, Spitzeldienſte zu
leiſten und die Leute ins Gefängnis oder in die Schützengräben zu
bringen. (Erregte Zurufe von den U. S.) Ein Arbeiter aus Gelſen-
kirchen ſchreibt mir das Folgende, was ich mit Erlaubnis des Herrn
Präſidenten mir vorzutragen erlaube:

Ende Januar d. J. wurde ich zu einer Vernehmung zum
Polizeirat Krone beſtellt. Die erſte Frage war, wie immer: der
Stand unſrer Organiſation hier und im Kreiſe. Als ich die Aus-
kunft ablehnte, frug er, wie lange ich in meiner Stellung ſei. Jch
ſagte: 13 Jahre. Darauf ſagte er: Sie haben da eine Vertrauens-
ftellung, wollen Sie bei mir nicht auch eine ſolche annehmen
(Hört, hört! b. d. U. S.) Sie ſind doch ein ehrlicher und ver-

gebrauchen. Fch lehnte es als einen der größten Schurkenſtreiche
ab, Verräter an meinen Parteigenoſſen und Arbeitsbrüdern zu
ſein. (Bravo! b. d. U. S.) Nach längerem Zureden, daß er
nichts weiter als ab und zu ein Flugblatt, eine Broſchüre, eine
Nachricht ſiber die Veranſtaltungen meiner Partei Faben wollte,
griff er unter ſeinen Schreiötiſch, holte eine Zigarrenkiſte mit
Papiergeld hervor und wollte mir einſtweilen 50 Mk. in die Hand
drücken. (Hört, hört! und Zurufe b. d. U. S) Es würde es
niemand gewahr werden, auch ſeine Beamten nicht, und meine
Frau würde ſich ſicherlich darüber freuen. Es koſte, was es wolle,
er müſſe jemanden haben, der ihn anf dem Laufenden halte, und
da ich alle Fäden in der Hand habe, wäre ich dazu am beſten im-
ſtande.“ Jch ſagte ihm daraguf: „Wenn ich die 50 Mk. nehme,
könnte ich mir nur einen Revolver kaufen und mich totſchießen.“
Er verſprach mir auch die Genehmigung für Verſammlungen uſw.
(Hört, hört! b. d. U. S.) und meinte, daß ich ſpäter große Vorteile
davon hätte. (Hört, hört! b. d. U. S.) Weil ich der Sache, die
ungefähr 20 Minuten dauerte, mit der Frage, warum ich eigent-lich beſtellt ſel, ein Ende machte, ſagteſer: „Na, wenn Sie nichi
wollen, müſſen Sie die Folgen tragen.“ (Hört, hört b. d. U. S.)

Und nun hören Sie die Folgen, meine Herren!
Eine Hausſuchung und Vernehmung folgte der andern, und

das ſchlimmſte dabei war, daß man außer meiner Wohnung, ſo
ſchreibt der Arbeiter, auch meine Arbeitsſtelle umkehrte, un mich
auf dieſe Weiſe aus der Arbeit zu bringen. (Hört, hört! bei den
Unabh. Soz.) Am Montag, dem 29. April, holten ſie mich um
211 Uhr von der Arbeit weg zur Vernehmung mit anſchließen-
der Hausſuchung, was bis 3 Uhr dauerte. Am Samstag, dem t1.
Mai, dasſelbe: da wurde auch bei mehreren Genoſſen geſucht. Jn
Bochum haben ſie unſerm Kaſſierer die Kaſſe mit ſiber 700 Mk.
die Kaſſenbücher und andres Material beſchlagnahmt. Schriftlich
können wir hier nichts erledigen; alle Briefe werden geöffnet.

Wirklich herrliche Zuſtände!
Alle Genoſſen, die irgendwie bekannt weröen, werden ein

gezogen. Auf der andern Seite bei den Abhängigen alle Frei-
heit! Die Parteiverſammlungen der Abhängigen werden gar
nicht überwacht.

Meine Herren, Sie haben eben gehört, wie dieſer ehrliche Ar-
beiter das Anerbieten als eine Schmach empfand, nach deſſen An-
nahme er ſich das Leben nehmen müſſe, zum Verräter an ſeinen
Klaſſengenoſſen und Arbeitsgenoſſen zu werden. Aber, meine Her-
ren, es gibt andre, nicht von der Unabhängigen Sozial demokratiſchen
Partei, aber

Lenute, die von der ſozialdemokratiſchen Partei als Redaktenre
und Gewerkſchaftsbeamte angeſtellt ſind

(Hört, hört! bei den Unabh. Soz.), um die Intereſſen der Arbeiter
wahrzunehmen. Dieſe Leute haben ſich dazu erboten und haben es
fertiggebracht,
in die, Dienſte desſelben ſtellvertretenden Generalkommandos des

7. Armeekorps zu treten, von dem ich Jhnen eben ſprach
(Hört, hört! bei den Unabh. Soz.), um unter der Flagge der Ar
beiterintereſſen die Ziele dieſes Generalkommandos zu fördern.
(Hört, hört! bei den Unabh. Soz.)

Dieſe grüne Broſchüre hat das Generalkommando des
7. Armeekorps ſchreiben laſſen, drucken laſſen und aus öffentlichen
Geldern bezahlt. (Hört, hört! und Zurufe bei den Unabh. Soz.)

Sie trägt einen Verleger; ob er echt iſt, weiß ich nicht. (Er-
neute Zurufe bei den Unabh. Soz.) Sie haben recht! Es ſteht
nur da: Druck von Johannes Falk III Söhne, Kunſt- und Buch-
druckerei in Mainz. Dieſes grüne Heft trägt auf ſeiner Vorderſeite
einen Arbeiter, auf ſeinen Hammer geſtützt, und hat den Titel: Tat-
ſachen, ein Wort zum Nachdenken für den deutſchen Arbeiter. Run,
ich hoffe, die deutſchen Arbeiter werden in der Tat nachdenken, wenn
ſie dieſe Tatſachen hören, die ich Jhnen jetzt vortragen werde.

Die Entſtehung dieſer Broſchüre wird wie folgt mitgeteilt: Es
fand anf Veranlaſſung des Generalkemmandos in Münſter eine

Zuſammenkunft der ſozialdemokratiſchen Re
dakteure des Niederrheins ſtatt. Ein eneral

meinte, ſo weit dürfe es natürlich nicht kommen.

ſtändiger Menſch, haben eine große Familie und können es gut

mafor hielt ſhnen ungefähr folgenden Vorkräg: Wir haben Sie
um mit r wi Vorkommniſſe de

er
bei den Unabh. Soz.) Da außerdem Ihre

Blätter ausſchließlich von Arbeitern geleſen werden und Sie die
Pfyche der Arbeiter kennen, ſind Sie am berufenſten, in der von

8 Weiſe di beit beei t, hört!
Platz en Die Auffaſſun e hin, daß digſer Krieg

a

rbeiter ſelbſt durch Eroberung
bereiten. ſteht dieſe Stimdann muß dieſe Slimmung

nicht eher e, bis dieder Macht ihm ein Ende
mung unter den Arbeitern? Wenn

weck wird das Generalkommandor werden. Zu dieſem
ein Preſſeburean einrichten (Hört, hört! bei den Unabh.
Soz.), welches das notwendige Material den Zeitungen zur Ver
fügung ſtellen wird. Sind Sie bereit, dieſes Material abzudrucken
reſp. entſprechend für die Arbeiter zu verwerten? Es wurde dar
auf hingewieſen, daß man ans den Reden und Aufſätzen feindlicher
Sktaatsmänner beſtimmte Auslaſſungen bringen werde, die durch
geeignete Zuſammenſtellung für dieſen Zweck verwendet werden
könnten. (Hört, hört! bei den Unabh. Soz.)

Die en e e e beſtritten zunächſt dieſe
Stimmung, gaben ſie j dann in kleinerem Umfange zu. Redak-
teur Woldt (Elberfeld) von der Freien Preſſe in Elber-
feld, der Führer der regierungs ſozialiſtiſchen Redaktenre, erklärte,
daß es ſelbſtverſtändlich in dieſem Falle ihre Pflicht ſei, dagegen zu
wirken. (Rufe: Pfui! bei den U. S.) Der Geſchäftsführer
nllenbanm (Elberfeld) erklärte: „Es iſt ſelbſtverſtändlich unfre
Pflicht, in dieſem Sinne zu arbeiten.“ Als Ullenbaum dann aber
meinte, die Preſſe müſſe auch etwas mehr Freiheit haben, erklärte der
Generalmajor, an dem bisherigen Zuſtande könne nichts geändert
werden. (Hört, hört! bei den U. S.) Was ſie täten, müßten ſie aus
Ueberzeugung tun. (Hört, hört! bei den U. S.) Als darauf hin
gewieſen wurde, daß die Preſſe das Ventil ſei, welches offengehalten
werden müiſſe, damit keine Kataſtrophe eintrete, erklärte der Oberſt:
Dagegen gibt es noch Mittel. (Zurufe bei den U. S.) Severing
(Bielefeld) erklärte daraufhin, das Generalkommando ſollte ſich nicht
zuviel davon verſprechen. Wenn es daranf ankommen würde, brauch-
ten ſie gar keine Preſſe. Die ſozialdemokratiſchen Vertreter im
Reichstage, in den Landtagen, Kommnnen uſw. hätten nur nötig, an
einem Tage ihre Tätigkeit einzuſtellen, und die Arbeiter würden ſo
fort wiſſen, was die Stunde geſchlagen habe. Der Generalmajor

Der Generalmajor entwarf dann noch folgenden Plan. Alle die
erwähnten Geſichtspunkte ſollen in einer Broſchüre zuſammen
getragen werden, die in hunderitauſend Exemplaren an die Arbeiter
verteilt werden ſolle. Ein chriſtlicher Arbeiterſekretär hätte ſich bereit
erklärt, die Broſchüre zu ſchreiben. Auch ein Gewerkſchaftsſekretär
der freien Gewerkſchaften will die Broſchüre durchſehen und vom ge
werkſchaftlichen Standpunkte Einſchaltungen machen. (Hört, hört! bet
den U. S.) Dem Generalkommando liege nun daran, daß von einigen
ſozialdemokratiſchen Redakteuren ebenfalls die Broſchüre durch-
geſehen werde, damit ſie von ihrem ſozialiſtiſchen Standpunkte aus

halte ſich das Generalkommando vor. (Lachen bei den U. S.) Zunächſt
betretenes Schweigen. Dann macht Ullenbaum den Zuruf:
„Woldt, das kannſt du doch machen!“ Woldt erhebt ſich und erklärt
„Damit man nicht glaubt, daß ich keine Courage habe und nicht zu
meiner Ueberzeugung ſtände, erkläre ich mich bereit, jedoch unter der
Bedingung, daß die Mitarbeit nicht bekanntgegeben wird.“ (Hört,
hört! und Lachen bei den U. S.) Als weitere Mitarbeiter erklärten
ſich die Redakteure Markwald Niederrheiniſche Volksſtimme, Duis-
burg und Mehlich (Dortmund) bereit. Der Generalmajor meinte
dann noch, die Mitarbeit könne ſchon deshalb zugeſagt werden, weil

aus der Broſchüre des Parteivorſtands, die er zur Rechtfertigung
ſeiner Politik des 4. Anguſt herausgegeben habe, ganze Seiten

mit übernommen werden ſollten.
(Hört, hört! bei den U. S.)

Es wird dann noch von den Regierungsſozialiſten darauf hin
gewieſen, daß hunderttauſend Exemplare zu wenig ſeien. Sie
ſchlagen eine Million Stſick vor. Man einigt ſich auf eine halbe Mil
Jon. Die Regierunagsſozialiſten geben dann noch aus ihrer prak-
tiſchen Erfahrung Winke über die beſte Art der Verteilung, wobei
z. B. die Partei und die Gewerkſchaften z Hilfe genommen werden
könnten. Meine Herren, und nun die Verteilung! Bald darauf
iſt eine Sitzung wegen der Verteilung in Dortmund am 4. Mai 1918.
Anweſend ſind als Vertreter des Generalkommandos Oberſtleutnant
Gieffenich, Hauptmann Ranſcher und Rechtsanwalt
Kämpfer. Vom Dentſchen Metallarbeiterverband waren ungefähr
20 Beamte, 1 Vertreter des Hauptvorſtandes und 2 Bezirksleiter an
weſend. (Hört, hört! bei den U. S.) Bezirksleiter Spiegel eröff-
nete die Sitzung. Heiterkeit bei den U. S.) Oberſtleutnant
Gieffenich: Meine Herren, wir haben für Sie nun ſchon manches
getan in Reklamationsverhandlungen. Nun wünſchen wir von Ihnen
auch eine Gefälligkeit. Das betrifft die Broſchüre, und zwar deren
Verbreitung. Häger-Düſſeldorf erklärt ſich mit dem Inhalt der
Broſchüre einverſtanden, doch wird die Verbreitung ſchwierig ſein,
da ſie es in Düſſedorf mit vielen Anhängern der Unabhängigen

vielleicht beſſer, wenn man ſie nicht verteilt. Tot- Godesberg iſt
m allgemeinen einverſtanden, hält aber die Sache mit dem Aus-
landsgelde nicht für glücklich.
Eſſen eine Verteilung der Broſchüre für ausgeſchloſſen, und wenn
man nicht das bißchen Vertrauen, was man noch unter den Arbeitern
beſitzt, ganz verlieren wolle, könne überhaupt keine Rede davon
ſein. Oberſtleutnant Gieffenich: Wenn aber ſchon Herren da
ſind, die ſich nicht mit dem Inhalt der Broſchüre einverftanden er-
klären, ſo muß ich ſchon ſagen, daß dieſe Herren nicht auf dem Boden
der Vaterlandsverteidigung ſtehen, und daß zwiſchen den Herren und
uns das Tiſchtuch zerſchnitten iſt, ſelbſtverſtändlich. Wir wollten nur

nun müſſen ſie auch verteilt werden. Zernicke vom Hauptvor-
ſtand des Metallarbeiterverbandes: Meine Herren, wenn Sie ſich m
den Redakteuren verſtändigt haben, müſſen Sie ſich auch mit uns ver
ſtändigen.
zwingen. Auch wir haben gegen den Inhalt nichts, werden aber die
Verteilung empfehlen. (Glocke des Präſidenten.)

Präſident: Herr Abgeordneter Dr. Herzfeld, ich habe Sie bisher
nicht unterbrochen, möchte Sie aber doch jetzt aufmerkſam machen
daß dieſe Polemik gegen eine andre Partei, nüchdem ſie ſich mit der
Militärbehörde in derſelben politiſchen Richtung bewegt, doch nicht

notwendige Aenderungen vornehmen. Die endgiltige Redaktion be
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Sozialdemokratie zu tun haben. Gebhart-Mühlheim a. R. hat
gegen den Inhalt nichts. Die Broſchüre ſei etwas einſeitig. Es ſeit

Steinhauer- Eſſen hält für

100 000 drucken laſſen, aber Zghre Herren von der ſozialkdemokrotä
ſchen Preſſe haben uns gerade gebeten, 500 000 drucken zu laſſen, und

Wir können die Verteilung empfehlen, aber niemand

in unmittelbarem Zuſammenhange mit dem Geſetze ſteht. (Zuruf von
den U. S.)

Rechtsanwalt Kämpfer: Sie wiſſen, wenn die Arbeiter vo
den Arbeitgebern etwas bekommen, haben ſie ſchon das größte Miß
trauen. Wie verſprechen uns den größten Erfolg, wenn gerade von
Ihnen die Verteilung erfolgt. Der alte Bergarbeiterverband und
die chriſtlichen Gewerkſchaſten haben ſchon viele Exemplare geholt

So geht es weiter, und nun frage ich Sie: Wenn ein Offizier
ſich mit den ſozialdemokratiſchen Redakteuren und Gewerkſchafts
beamten in Verbindung ſetzte, um an einer Broſchüre mitzuarbeiten,

Parteien die Politik der Eroberung, die Politik des Gewaltfriedeng
gegen Bezahlung betreiben das iſt der Inhalt dieſer Broſchüre
bezügl. der Politik der Unabh. Sozialdemokratie, in der geſagt iſt, daß
es ausländiſches Geld iſt, welches die Militärs veranlaßt,
ihre Politik zu treiben, und wenn dann auf dieſer Broſchüre, vi lleichtVorderſeite, Mitte einenauf der ein Offizier gedruckt wäre in der

Abg. Dr. Her zfeld: Zernicke meint, Sie könnten die Ver
teilung auch durch die Arbeitgeber erfolgen laſſen. Darauf ſagte

in der die ſozialdemokratiſchen Friedensziele empfohlen werden, in
der geſagt wird, daß die Militärs, daß die hinter ihnen ſtehenden
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Regiments, und die Offiziere bereit erklärten, die Broſchäre nihren Regimentern zu e h meine wie würden Sie

meenennenſchaftsbeamten h welche die t t
Verteſler dieſer Schrift des udos ſind, dieſer
eingehüllt in den ſozialdemokratiſchen Mantel zur Täuſchung der
Arbeiterklaſſe, dieſe Redakteure und Gewerkſchaftsbeamten ſind

Verräter an ben Intereſſen ber Arbeiter
Sehr richtig! bei den U. S. Erregte Zurufe von den Soz. Slocke
des Präſidenten.)

Abg. Dr. Herzfeld: Meine Herren, wenn die Generalkom-
mandos mit ſolchen Mitteln arbeiten, wie

ſo werden Sie es nicht erſtaunlende Kundgebung auch von der Zenſur verboten worden
rren, in dieſem entſcheidenden Augenblick der Umbilbdung der

nach außen und nach innen hat die Zentralleitung der Un
bhängigen Sozialdemokratiſchen Partei es erforder gehal

h r en.
e

die fol

ten, eine Kundgebung an ihre Pariei iea ebung verſtößt nicht gegen die Geſetze, ſie durchaus
nnerhalb des Rahmens, der von der Zenſur geſteckt iſt, ſie beſprichtdie e Feliett, ſie beſpricht die Kriegsziele. Dieſe Kundgebung

war folgende:
Arbeiter, Parteigenoſſen und Parteigenoſſinnen! Die Parla

mente treten binen kurzem an der Schwelle des fünften Kriegs
ſjahres wieder zuſammen. Die Hoffnungen, die breite Volks
maſſen in ſie geſetzt haben, ſind gründlich zerſtört worden. Krieg,
Not, Unfreiheit dauern fort. Im Weſten und Süden wird das
Ringen der Millionenheere immer erbitterter. Täglich ſinken neue
Opfer in das Maſſengrab. Im Oſten hat das Schwert des Er
oberers den Friedenszuſtand erzwungen, der eine Unſumme von
Groll verurſacht und neue Konfliktsſtoffe erzeugt hat. In dem
Freiheitskampf der Völker des ehemaligen Zarenreichs haben
deutſche und öſterreichiſche Bajonette zugunſten der Gegenrevolu
tion Partei genommen. Der in dieſen Tagen geſchaffene Waffen-
bund Mitteleuropas wird auch in W die Staaten in zwei
ſeindliche waffenſtarrende Heerlager ſcheiden. Die zur Entfal
tung aller militäriſchen Machtmittel beſtimmte Koalition der einen
Seite wird auf der andern Seite eine gleiche Koalition zur Folge
en. Die Gefahr droht, daß der kommende Frieden nur einekurze waffenrute wird, daß nach einer Atempauſe die imperia
liſtiſchen Gewalten erneut um die Herrſchaft der Welt kämpfen
werden. Solange das internationale Proletariat nicht mit aller
Energie Front macht gegen die Verfechter einer erobecungs-
zlüſternen Gewaltpolitik, iſt an einen allgemeinen, dauernden
Völkerfrieden nicht zu denken.
Der Gewaltpolitik nach außen entſpricht die Reaktion im
Jnnern. Schwerer denn je laſtet der eiſerne Druck des Belage
rungszuſtands auf dem deutſchen Volke. Am härteſten tat ihn
unſre Partei, die Unabhängige Sozialdemokratie, haben ihn die
zu ihr haltenden Arbeiter zu ſpüren. Mehr denn je ſind das freie
Wort und die freie Schriſt geknebelt, iſt die politiſche Betätigung
der Arbeiterklaſſe gefeſſelt. Alle Zwangsmittel der Militärdikta
tur werden gegen diejenigen in Anwendung gebracht, die in ihrer
Ueberzeugungstreue am internationalen Sozialismus feſthalten.

Bei dieſem reaktionären Zuſtande kann keine Rede davon ſein,
daß durch das Preußiſche Abgeordnetenhaus das gleiche Wahl
recht eingeführt wird. Die Mehrheitsparteien des Preußiſchen
Abgeordnetenhauſes als politiſche Sachwalter der beſitzenden und
herrſchenden Klaſſe ſtemmen ſich mit aller Kraft gegen jede auch
noch ſo kümmerliche Erweiterung der Volksrechte. Die Geſetz

entwürfe der Regierung, die ſchon darauf zugeſchnitten ſind, das
freie und gleiche Wahlrecht der Arbeiterklaſſe zu verkrüppeln, die
Reaktion und den Regierungsabſolutismus zu verſtärken, ge
nügen ihnen noch nicht. Das Dreiklaſſenwahlrecht wollen ſie er
ſetzen durch ein Bildung und Beſitz begünſtigendes Mehrſtimmen-
recht. Die Regierung offenbarte ihre wahre Geſinnung, als ſie
von jedem wirkſamen Mittel Abſtand nahm, auch nur das ver

„Frſippelte gleiche Wahlrecht gegen den Willen der arbeiterfeind
lichen Mehrheit des Abgeordnetenhauſes durchzuſetzen.

Gegen die unverhüllten Klaſſenintereſſen der agrariſchen und
kapitaliſtiſchen Reaktion muß das Proletariat mit aller Energie
ſeine eigenen Klaſſenintereſſen verfechten. Sein Kampf gegen die
Reaktion im Innern iſt zugleich ein Kampf für einen dauernden
Völkerfrieden: denn die Volksfeinde im Innern ſind auch gleich
zeitig die Verklünder der Gewaltpolitik nach außen.

Arbeiter! Parteigenoſſen und Parteigenoſſinnen!
Ihr habt von den Regierungen und den Parlamenten nur

dann etwas zu erwarten, wenn ihr ſelbſt eure Meinung mit aller
Kraft zur Geltung bringt.

Während das feierlich verſprochene Recht ſchnöde vorenthalten
wird, werdet ihr zu einer Verſchlechterung der ohnehin ſchon
mehr als dürftigen Lebenshaltung gezwungen. Vom 16. Juni
an ſoll die geringe Brotration noch mehr geklürzt werden. Schon
ſind die Agrarier rührig am Werke, auch noch die gegenwärtig
ungeheuerliche Teuerung zum eigenen Vorteil zu verſchärfen. Der
Gewaltfrieden im Oſten hat dem deutſchen Volke nicht das ſo oft
verheißene Brot gebracht. Die Verſprechungen auf Beſſerung
der Ernährung, die der Eroberungszug durch Rumänien, der Ab-
ſchluß des Ruſſenfriedens und vor allem der vielgerlühmte Brot
frieden mit der Ukraine bringen ſollte, haben ſich nicht erfüllt.
Die Methoden des Gewaltfriedens haben eebnſo ſehr auf dem
wirtſchaftlichen wie auf dem politiſchen Gebiete verſagt. Die Er
eigniſſe haben ſehr ſchnell auch den Blinden darüber aufgeklärt,
wie recht die Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei handelte,
als fie, getreu den Grundſätzen des internationalen Sozialismus,
gegen jene Friedensverträge ſtimmte, die gegen das Selbſtbeſtim-
mungsrecht der Völker auf das gröblichſte verſtoßen. Mit allen
bürgerlichen Parteien haben die Regierungsſozialiſten dem
Ukrainefrieden zugeſtimmt und dadurch wie durch ihre ganze
Kriegspolitik ſich zum Mitſchuldigen der imperialiſtiſchen Gewalt-
politik gemacht. Sie ſind damit auch Schrittmacher der Reaktion
im Innern und tragen ſomit die Verantwortung für die immer
ſchlechter werdende Ernährung.

ß Arbeiter! Parteigenoſſen und Parteigenoſſinnen!
Geißelt die reaktionäre Politik der Regierung und der bür-

gerlichen Parteien! Proteſtiert, wo es nur irgend geht, in öffent-
lichen Verſammlungen gegen die politiſche Entrechtung! Rüttelt

d die Gleichgültigen und Stumpfen auf! Schärft die politiſche Er-
kenntnis und ſtärkt die Entſchloſſenheit in unſern Organiſationen!
Macht Front gegen die Verſchlechterung der Lebenshaltung! Klärt
in Verſammlungen und in kleinen Kreiſen über die Urſachen der
Brotverkürzung und über die Wurzeln der Kriegsnöte des Volkes
auf! Unterſtützt mit aller Kraft den Kampf, den die Fraktionen
der Unabhängigen Sozialdemokraten Partei in den Parlamenten
führen für Frieden, Freiheit und Brot!

Arbeiter! Parteigenoſſen und Parteigenoſſinnen!
Fort mit allem Kleinmut, aller Verzagtheit und Verdroſſen-

heit! Rüſten wir das Proletariat für die unabwendbaren Kämpfe
um eine beſſere Zukunft! Halten wir in Treue zu den Grund
ſätzen und Forderungen des internationalen Sozialismus!

Berlin, den 27. Mai 1918.
Die Parteileitung der Unabh. Soz Partei Deutſchlands.

Meine Herren, auch dieſe Kundmachung konnte nicht in die
Oeffentlichkeit kommen, die Zenſur hatte ſie verboten. Unter dieſen
Umſtänden werden Sie es nicht wunderbar finden, wenn wir be
haupten, daß alles geſchieht, um unſre Intereſſen niederzuhalten.
Unſer Blatt in Hof, die Oberfränkiſche Volkszeitung, hatte nur
einen einzigen Redakteur. Dieſer einzige Redakteur wurde einge
zogen. Die Geſchäftsleitung des Blattes bat das Generalkommando,
den Mann zurückzuſtellen; ſie könne nicht annehmen, daß es in der
Abſicht des ſtellvertretenden Generalkommandos liege, durch die ab
ſolut unhaltbare Situation der Redaktion das Erſcheinen der Zei
tung in Frage zu ſtellen. Sie hoffe deshalb, daß ihrem Antrag ſtatt
egeben werde. Kurz kam die Erwiderung, daß der Antrag esgeddeit ſich um den Redakteur Mar Blumtritt abgelehnt wird.

W vorhin dar andern, und
Meine erſchei

14 Tage beurlauben, i die Geſchäftebis 5 andrer Redatieur ei werden könne, Surde
abgewieſen.

71 KGeransgeabe einer täglichen Zeitung r verin

ung t.t de 5 der Arbeiterſchaft ber erst Teil auf
ſeiten der Unabhängigen Sozialdemokratie. Eine tägliche Zeitung
der gen Sozialdemokratie würde ſofort einen Stamm von
Abonnenten der i wäre als der derchen Blätter Berlins. Uns wird die Zeitung verſagt.
Aber wie geſtern hier vom Kollegen Gothein geſagt worden iſt,

ſagt, da ſie für
Parteileitung nicht einmal eine Kundgebung veröffentlichen, und in
Berlin ſelbſt nicht einmal eine tägliche Zeitung herausgeben.

Die Unabhängige Sozialdemokratie hat bekanntlich wie in Ber
lin ſo auch in den meiſten ührigen Städten durch Mißbrauch von
Treu und Glauben, durch juriſtiſche Kniffe, durch den Belagerungs-

d ihre Preſſe durch die Regierungsſozialiſten wegggenommen
ekommen. Sie haben ſie ſich angeeignet. Nirgendwo war es mög

lich, eine neue Preſſe zu gründen. Man will ſyſtematiſch die Un
abhängige Sozialdemokratie als die einzige ernſthafte Kämpferin
gegen dieſen Zuſtand, unter dem wir leben, niederhalten. Die ſo
zialdemokratiſche Partei darf umgekehrt überall, wo es ihr nicht ge
lungen iſt, ſich unſfre Zeitungen anzueignen, eine neue tägliche Zei
tung heraüsgeben. Da iſt es auch nicht zu verwundern, daß man
den größten Teil unſrer Preſſe unter Vorzenſur geſtellt hat. Die

Leipziger Volkszeitung,
ein täglich erſcheinendes großes politiſches Blatt, ſtand ſeit dem
26. Januor unter Vorzenſfur. Das Blatt hat verſchiedene Eingaben
darüber an das Oberkommando gegeben. Ueber die Zuſtände dieſer
Vorzenſur ſagt die Eingabe:

Außer den wirtſchaftlichen Schäden, die das Blatt dadurch
erleidet, daß die Vorzenſur durch die kürzere Zeit, die ſie zur
Fertigſtellung des Blattes erlaubt, eine Vermehrung des Per-
ſonals bedingt, wurde auch dieſe Vorzenſur in einer Weiſe ge
handhabt, die es ſchwierig machte, das Blatt überhaupt heraus
zubringen. Der Zenſor erklärte am 3. April, daß er Manufkripte
nur bis 10 Uhr entgegennähme und längere Aufſätze am ſelben
Vormittag überhaupt nicht prüfen könne, da er um 11 Uhr zum
Vortrag erſcheinen müſſe. Auf Vorſtellung wurde die Zeit an
an drei Tagen vis 10* Uhr verlängert. War der Zenſor von
Leipzig abweſend, ſo blieben wichtige Mitteilungen und Aufſätze
liegen. Faſt täglich kamen wichtige Nachrichten und Aufſätze nicht
am ſelben Tage zurück, ſo daß die Zeitung gegenüber den andern
Tageszeitungen in erheblichen Nachteil kam. Häufig mußte ſie in
verringertem Umfang erſcheinen. Zuweilen war es kaum mög-
lich, den beſchränkten Raum mit zenſiertem Material zu füllen.
Es iſt klar, daß dies der Weg war, die Zeitung zu ruinieren. Was
die Handhabung der Zenſur ſelbſt betrifft, ſo iſt von ihrer Be
ſchränkung auf unmittelbare militäriſche Angelegenheiten keine
Rede. Der Zenſor verhindert die kritiſche Beſprechung inner- und
außerpolitiſcher Ereigniſſe, die mit der Kriegführung nicht das
mindeſte zu tun haben, er greift zu Ungunſten der von der Leipz.
Volkszeitung vertretenen Partei in die Auseinanderſetzung mit
andern politiſchen Richtungen ein, er verhindert den Nachdruck
von Artikeln, die in andern Blättern erſcheinen konnten, er gibt
Anweiſungen über Länge und Form der Veröffentlichungen, er
unterſagt Fettdruck, er erteilt ſtrafende Belehrungen über den in
der Leipziger Volkszeitung herrſchenden Geiſt, er unterdrückt Kri-
tiken an Erſcheinungen des Kriegswuchers, er nimmt Streichungen
von harmloſen Worten und Satzwendungen vor und verändert
damit oft den Sinn der Artikel.

Am 24. April wurde die Vorzenſur der Leipziger Volkszeitung
vorläufig aufgehoben. Die Aufhebungsverfügung verweiſt ausdrück-
a darauf, daß bei Strafe des Verbots der Zeitung die Redaktion
ſich an die Auslegung der Zenſurbeſtimmungen zu halten habe, wie
ſie ſie während der Zeit der Vorzenſur kennen gelernt, daß alſo die
Art der Zenſur, wie ſie in der letzten Periode der Vorzenſur geübt

wurde, von der Redaktion als Selbſtzenſur zu üben ſei.
Demgegenüber hat die Leipziger Volkszeitung Beſchwerde beim

Obermilitärbefehlshaber eingelegt. Heute, meine Herren, iſt die
Leipziger Volkszeitung wieder unter Vorzenſur geſtellt worden.
(Hört, hört! b. d. U. S.) In Breſt-Litowſk hieß es: es gibt keine
Vorzenſur. Aber faſt die geſamte Preſſe der Unabhängigen Sozial
demokratie ſteht unter Vorzenſur.

Nun hat ſich geſtern der Herr Kollege Bauer darüber beklagt,
daß die Zenſur in die Erörterungen zwiſchen der Unabhängigen ſo-
zial demokratiſchen Partei und der ſozialdemokratiſchen Partei ein-
greife, zugunſten der ſozialdemokratiſchen Partei Stellung nehme
und ihr damit

einen Bärendienſt

leiſte. Ja, Herr Abg. Bauer ich ſehe zu meinem Bedauern, er
iſt augenblicklich nicht da ich glaube, die Zenſur will Jhnen da-
bei überhaupt keinen Dienſt leiſten, ſie will ſich einen Dienſt leiſten,
ſie will Jhre Anhängerſchaft hinter der Militärgewalt halten, ſie
will alles das aus den Zeitungen fernhalten, was zeigen könnte,
welchen Standpunkt Sie gegenüber den ſozialdemokratiſchen Grund-
ſätzen einnehmen. Dieſe Zenſur gegenüber den Erörterungen zwi-
ſchen den beiden Parteien iſt nach den Zenſurvorſchriften durchaus
nicht zuläſſig. Es iſt nach meiner Kenntnis ausdrücklich feſtgeſtellt,
daß dieſe Erörterungen zwiſchen den Parteien nicht unter die Zenſur
fallen. (Sehr richtig! b. d. U. S.) Ueber dieſe Zenſur einige Mit
teilungen zu machen, halte ich auch für angebracht.

Während des Wahlkampfes in Niederbarnim war eine Polemik
zwiſchen der Leipziger Volkszeitung und dem Vorwärts. Die Leipz.
Volkszeitung hatte geſchrieben:

Wenn ſich deutſche Bajonette gegen finnländiſche, ukrainiſche,
lettiſche, polniſche uſw. Sozialiſten und Arbeiter richten, ſo trägt
der deutſche Regierungsſozialismus ſein volles Maß Mitſchuld an
dieſem Kreuzzuge der europäiſchen Reaktion gegen den Sozialis-
mus. Und wenn im Weſten nach einem furchtbaren Aderlaß ein
ähnlicher Gewaltfrieden wie im Oſten erſtrebt wird man muß
ſich ſchon blind und taub ſtellen, um ſolche Abſichten nicht zu mer-
ken ſo kann ſich die deutſche Arbeiterſchaft, das deutſche Volk
mit beim Regierungsſozialismus dafür bedanken, daß es in den
kommenden Friedensjahren neben den Kriegsſchulden gewaltige
Rüſtungslaſten, neue Kriegsgefahren und Erſchwerungen des
e wtauſſhes und der Weltwirtſchaft in den Kauf nehmen
muß.

Meine Herren, die Zenſur erlaubt dieſe Ausführungen nicht, ſie
werden geſtrichen. Die Leipziger Volkszeitung hatte bei Ersrterung
der Bewilligung der Kriegskredite geſagt, das Ja der ſozialdemokratiſchen Jarte bedeutet praktiſch die Unterwerfung unter den

Machtſpruch des Militarismus, bedeutet den kümmerlichen und er-
r Verzicht auf jede internationale Politik. Geſtrichen,,

ine Herren!
m der Erfolg? ſo ſagt die Redaktion der Leipziger Volks

zeitung
Wir geben zu, die Politik der Unabhängigen hat den allge

meinen den bisher nicht herbeizuführen vermocht, hat auch
nicht verhindern gekonnt, daß im Oſten Friedensſchlüſſe vollzogen
werden, die von dem ſozialdemokratiſchen Jdeal ſo weit entfernt
ſind, wie der Himmel von der Erde. Iſt jedoch Herr Stampfer
ütberzeugt, daß dem genau ſo wäre, wenn ſeine Freunde ebenfalls
die Kredite abgelehnt und auch im übrigen eine ſolgerichtige oppo
ſitionelle Politik getrieben hätten? Vor allem aber, wo ſind die
Erfolge der Regierungsſozialiſten? Wo iſt der Stempel, den ſieF Selbſt ein Geſuch der Geſchäftslektung, dieſen Redakteur auch nur ihrer Zeit aüfgedrückt haben?

Geſtrichen, meine Herren! Das geht ſo weiter, ich brauche das
nicht vorzutragen. Intereſſant iſt Herr Abg. Noske ſitzt gerade
hier (Zuruf von d. Soz. Lachen und Gegenrufe von den
u. S.) folgendes. Die Leipziger Volkszeitung hat herſte Folge dieſes Friedensſchluſſes muß die ichtung

des Reſtes von Vertrauen ſein, das Deutſchland noch in der Welt
genoß. Groß war dieſer Reſt nicht, auch er iſt jetzt gefährdet.
Unfre Regierung hat in den letzten Jahren tagtäglich mit dem
Munde ſich zum Verſtändigungsfrieden bekannt und bei der erſten
Gelegenheit, die ſich ihr bietet, einen ſol zu ſchließen, hat ſie

das Gegenteil getan Jnſofern riegsverlängerung eine
Folge dieſes Friedensſchluſſes.

Wir entnehmen dieſes Zitat ſagt die Leipziger Volkszei
der Chemnitzer Volksſtimme. ir brauchen wohl kaum

hinzuzufügen, daß das Blatt aus ſeinen eigenen Ausführun
gen nicht etwa den Schluß daß die ganze regierungsſozialiſtiſche Politik ſchmählichen Bankrott gemaßt hat daß die nächſte
Aufgabe einer wirklichen Arbeiterpartei nur darin beſtehen könne,
in ſchärfſte Oppoſition zu der Regierung zu treten und unter allen
Umſtänden einen ſolchen Friedensvertrag abzulehnen. Dieſen
Schluß zieht natürlich dieſes Blatt nicht. Im Gegenteil: nun erſt
recht ſich nicht ausſchalten laſſen, treu zu unſrer Regierung hal
ten und ſich mit einem Proteſt begnügen. Das iſt jetzt regie

rungsſozialiſtiſche Parole. t(Widerſpruch bei den Soz.)
h Leipziger Volkszeitung wollte es bringen, es wurde ge

ſtrichen.
Meine Herren,

in Braunſchweig
iſt bekanntlich das Blatt der Unabhängigen Sozialdemokratie ihr
auch von der ſozialdemokratiſchen Partei entriſſen worden. Die
Unabhängige Sozialdemokratie in Braunſchweig wollte jüngſt einen
Werbezettel für ihre Ausgabe des Halleſchen Volksblattes heraus
geben. Der Werbezettel wurde eingereicht, die Antwort kam:

Die Drucklegung und Verbreitung des anliegenden Flug
d wirö durch Generalkommando- Verfügung vom 15. 3. 18
verboten.

Der Volksfreund in Braunſchweig, das Blatt der Sozialdemo
kratie, gab dagegen ein Werbeflugblatt heraus mit den ſtärkſten Be
ſchimpfungen der Unabhängigen Sozialdemokratie, es wurde gratis
verbreitet, die Genehmigung wurde erteilt. Eine Erwiderung, die
die Braunſchweiger Ausgabe des Halleſchen Volksblatts ſchreiben
wollte, wurde von der Zenſur verboten. (Hört, hört! b. d. l. Soz.)

Hier iſt davon geſprochen worden, daß der Zenſor ſich nicht als
Vorgeſetzter des Redakten geben möchte. Der Braunſchweiger
Redakteur wandte ſich wegen all dieſer Dinge an das ſtellvertr.
Generalkommando des 10. Armeekorps. Er erhielt folgende Ant

1wort:
Zum Schreiben vom 26. Juli 1917.

Die Verhängung der Vorzenſur ift lediglich durch en ſortgeſetzten gehäſſigen und verhetzenden Ton veranlaßt. re ort

Für die „Folgen“, auf die Sie in Ihrem Schreiben glauben
hinweiſen zu müiſſen, werden die zur Verantwortung gezogen wer

den, W W durch r J rer Vorwurf der Langſamkeit bei Ausübung der Vorzenſurwird als unbegründet zurückgewieſen. s den
Von ſeiten des Generalkommandos.

Der Chef des Stabes.
Meine Herren, das iſt der Ton, in dem mit den Redakteuren

der Unabhängigen Sozialdemokratie verhandelt wird.
Ich will nicht darauf eingehen, wie die Zenſur gehandhabe

wurde
während des Wahlkampfes in Zwickan.

Hier habe ich ein Wahlflugblatt der Unabhängigen Sozialdemo
kratie: Was will die Unabhängige Sozialdemokratie? Dasjenige,
was die Unabhängige Sozialdemokratie will, iſt einfach geſtrichen
ſo daß dieſes Flugblatt auch keine Idee von dem gibt, was die
Unabhängige Sozialdemokratie will, ſondern daß man glauben muß,
es ſei ein Flugblatt der Abhängigen Sozialdemokratie. ß

Meine Herren, die Zenſur kümmert ſich ſogar darum, daß man
die Veröffentlichung der Mitgliederbeiträge zenfuriert. Sie iſt zuweilen auch witzig. Die Quittung unfres Parteiſekretärs Roſſe
lautet:

Leipzig, Aprilquittung, Ueberſchuß, 2. Quartal.
p es kommen dann die verſchiedenen Mitgliederbeiträge. Dann

eißt es:
Ueberſchuß 2. Quartal WMitgliederbeitrag S. M. 2295.

We M.“ iſt geſtrichen. (Hört, hört! und Lachen links.)
„Meine Herren, aber eine ernſtere Tatſache. Es werdenveröffentlicht die freiwilligen Beiträge, welche die ürabhingte

Sozialdemokratie
für die Familien der Opfer des Kriegszuſtandes und des

Belagerungszuſtandes
Nach einer Verfügung des Oberkommandierenden in den

Marken dürfen auch dieſe Beiträge nicht mehr öffentlich quittiert
werden. Der Zweck iſt offenbar der, daß niemand mehr auf dieſe
Sammlungen aufmerkſam wird und dieſe Sammlungen infolgedeſſen
verſtegen und Gelder für die Familien diefer Opfer nicht mehr J
gehen. Wie es darum ausſieht, das kann ich Jhnen nicht beſſer
darlegen, als indem ich Ihnen einen Abſchnitt vorleſe aus cinem
Brieſe, den ein Matroſe geſchrieben hat, als er fich auf dem Wege
zum Zuchthaus befand infolge des bekannten Urteils in Wilhelms
haven. Dieſer Matroſe ſchreibt:

„JIch trete angeſichts meines Abtransports an Sie mit folgender
Bitte heran: Da ich der einzige Ernährer meiner armen Familie
auch bis jetzt als Soldat war und mit meiner Löhnung ſie unter
ſtützte, nun aber durch das verhängnisvolle Urteil auf ein Zahr
xhnt hinaus meine Lieben nicht mehr ernähren kann, ſo bitte ich
Sie, vielleicht aus Parteimitteln, um eine Unterſtützung meiner
Angehörigen. Seien Sie überzeugt, nie würde ich eine ſolche Bitte
an Sie richten, wenn ich nicht gezwungen würde, infolge dieſer bar
bariſchen Strafe, meine arme Mutter vor Elend und Untergang zu
retten. Jch gehe vertrauensvoll ins Zuchthaus, und will da gleich
meinen andern Genoſſen und Kameraden hungern und ſchmachten,
wenn ich nur das Bewußtſein mit mir nehmen kann, für meine
Angehörigen hat man dennoch etwas Mitleid übrig. Indem ich hoffe,
daß Sie meinem Wunſche hoffentlich nach eingehender Prüfung nach
kommen werden und auch für uns Zuchthäusler, die wir für die
Sache unſrer Ueberzeugung gefallen ſind, ein Erbarmen und Ge
denken kennen, zeichne ich mit Parteigruß

Meine Herren! Das ſind die Leute, die im Zuchthaus ſitzen, und
deren arme Familien ſind diejenigen, für die dieſe Sammlungen
gewünſcht werden. Die Militärzenſur fühlt ſich veranlaßt, die Ver
öffentlichung auch dieſer Sammlungen zu ſtreichen. (Hört, hört
links.) Ich hoffe, daß die Parteigenoſſen im Lande nicht nachlaſſen
werden. für dieſes wirklich ſittliche Werk der Sorge für die Familien
dieſer für ihre Ueberzeugung gefallenen Leute weiterhin nach Kräft. r
zu ſammeln. (Sehr gut! links.)

agerungszuftandes, der

ſammelt.

Meine Herren! In dieſer Frage des Bel
Zenſur und des Vereins und Verſommlungsrechts iſt es ja unmög
lich, auf alles einzugehen. Mein Kollege Haaſe wird ja noch weiter
über dieſe Dinge ſprechen: ich möchte nur das eine ſagen: als wir
in den Krieg eintraten, da hieß es: Ich kenne keine Parteien mehr
ich kenne nur noch Deutſche! (Lachen bei den U. S.) Jetzt hieße es
beſſer. Ich kenne nur noch Alldeutſche! (Sehr gut! bei den U. S.)
und ich kenne eine Partei, welche in allen Beziehungen außerhalb des
Geſetzes geſtellt wird: die Unabhängige Sozialdemokratie. (Sehr
richtig! bei den U. S.) Meine Herren! Wir haben das Sozialiſten
geſetz durchgemacht, und wenn auch die Bedrückungen und die Ver
folgungen, die Rechtloſigkeit, die wir jetzt durchmachen, zehnfach und
hundertfach größer ſind als alles das, was unſre Partei damals
durchgemacht hat denn wir ſind die Partei, welche damals unter
dem Soßzjaliſtengeſetz gekämpft hat! ſo werden dieſe Bedrückungen:
und Verfolgungen uns doch nicht niederzwingen. (Lebhafte Zuſtim
mung bei den U. S.) Uns gehört die Zukunft. dochIhr zwingt uns nicht! (Lebhaftes T r u e uns des
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Wahlrecht beneiden

Was mm die a uverr m Redaktenren e enVerienen bebärſen deſondes Marie

bedlirfen beſonders ſcharfer Beaufſichtigung.
Sie ſind zunächſt von den Abrigen Angehdrigen der Tenyyen

fernzuhalten,
werden abgeſondert von ren
Leiden erduldet haben. (Hört, hört! dei den U. S)
und es heißt:

Weiter ſtud V
onen vorheden oder aufreizen. Vor der Entlaffung nd die

denachrichtigen;ändigen Polizeibehsrhen zu
alſo auch dann. wenn die Anhänger einer andern Anſchauung als
der ihrigen, wenn die Anhänger der Demokratie und des Sogzſalis
mus, vielleicht auch nur die Anhänger liberaler Auffaſſungen, zuriick
kehren nach der Heimat als Bürger, dann werden ſie vorher der Poli
jeibehörde als unzuverläfſige

unter Polizeianſſcht geſtellt e
(Hört, hört! det den U. S) Das R der Dank, meine Herrenerdaldet haden. (PTioce g.alles, was dieſe ertragen und
denten.)

Meine Herren, wer etwa glaubt, daß Reden, und ſeien esdie ſchönſten Reden, die Regierung in eine re Richtu r

werden könnte, irrt ſich. Die Erfahrungen dieſer faſt vier Jahre
ſollten doch alle darüber aufklären. Nein, nachdem durch alle Par
teien, mit Ausnahme meiner Partei, der Jmperialismus ürt
worden iſt, glaubt der Jmperialismus, e das leiſten zu können.

Ymperialigsmus, die vaterländiſchen UnterDie Anhänger des
richt mit Zuſtimmung aller andern Parteien an der Front einge

h beſtärkt Ta en un
richtet haben, ſind ſo ſehr in i
daß ſie nunmehr glauden,
dieſer Vorgang, der ſich im
abgeſpielt hat, verdient d

Broſchüre zur Beeinfluſſung der Arbeiter w
heraus mit allgemeinen Reichsmitteln. Konnte denn ein Zur der
von dieſem Plane erfahren hat, auch nur einen Augenbli
Zweifel darüber ſein, in welchem Geiſte dieſe Broſchüre verfaßt
werden ſollte. (Sehr richtig! d. Soz.) Man kannte den kom-
mandierenden General, man wußte, daß er einer der ſchlimmſten
Scharfmacher iſt, daß er ein Kriegstreider und Jmperialiſt
ſchlimmſter Sorte iſt, und wenn ſich dann ein Arbeiter einem
ſolchen Manne zur Verfügung ſtellt, um an einem Werke dieſer Art
mitzuarbeiten, dann iſt der v Tadel noch viel zu gering.
(Lebh. Zuſtimmung b. d. u
parlamentariſches Wort, daszu brandmarken. (Sehr h z e 7 gelo

eine andre Betrachtung als die der A
Meerſeld ihm hat angedei laſſen. Um was handeltEin Generalkommando, an e e
genug nicht nur von meiner Partei, ſondern auch von andern Par
teien in dieſem Hauſe wegen ſeiner Unterörückungsmaßregeln, wegen
Verletzung von Geſetz und Recht angegriffen worden iſt, gibt eine
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i arAbg. M 1dc nei waren. Es iſt aber vorgetragen Tr
nger unſrer Partei bei dernandans die egenheit erklärte uns

wir wehren uns an dieſer Stelle undMeine Herren,
in dieſem h daß amtliche ttel verwandt werden,
um unter trügeriſcher Maske Arbeiter die giführung einzufangen, derjem S e deuniſiſſen, well fie uns bisher aſ6

mehr und mehr in das Verder
7 In v m a äe r wie die Zenſur in

en m re Volkrichtig! bei den Unabh. Eaz.) wete des e. er
Nein, meine Herren, die Frefheiten, die wir uns in

Kampfe errungen hatten, ſie ſind uns durch die Militärdikta
eraubdt worden, und wir haben nicht die Hoffnung, daß ſie uns

durch Reden im Reichstage wieder eingeräumt werden. Nein, wenn
das Volk nicht ſelbſt in voller Erkenntnis dieſer Sachlage und unter
Abwendung gerade der im T. Armeekorpsbezirk geübten Methode
ſich aufrafft und endlich ſeinen Willen bekundet, wird eine Aende-
rung nicht erreicht. (Lebhafte Zuſtimmung bei den Unabh. Soz.)

Ich kenne kaum ein Wort, kein

Das Volk muß eingreifen. Der Reichst tweiter verſagen. (Lebhafter Veiſall d Wenn en wie

Weitere Kriegsnachrichten.
Die neue UBoot-Meldung. Berlin, 9. Juni. (Amtlich.)

Neue UVoots-Erfolge auf dem nördlichen Kriegsſchauplatz:
:2 500 Br. -R.T. Handelsſchiffsraum. Unter anderen wurde
ein mittelgroßer franzöſiſcher Dampfer aus einem durch Zer-
ſtörer geſicherten Geleitzug herausgeſchoſſen. Der Chef des
Admiralſtabes der Marine.

Die w. an der amerikaniſchen Küſte. Amſter-
dam, 9. Juni. (Drahtnachricht. Aus Neuvork wird ge
meldet: Die Zahl der verſenkten Dampfer hat 22 erreicht. Das
letzte verſenkte Schiff iſt der große amerikaniſche Dampfer

arpathian.
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Stegemann zur Kriegslage.
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er aKräft e er vielleicht mor an vierter in
braucht m ſo höher wird er die Behauptung des Reimſer

werten, der ihm die Sicherſtellung der Cham
e geſtattete und dem Sammelraum von Chalons als

Deckung dient. Dagegen hat die Stellung Petains an den
ln von Meronvillers nunmehr an Wert ein

gern itzt nur noch Defenſivwert, da ein konzentriſcher
Angriff von Meronvillers auf Pont Faverger und vom Marne-
Aisn l gen Nielte nicht mehr lich iſt, ſeitdem die
Deutſchen die Kanalfront aufgerollt haben. Die franzöſiſche
Champagnefront erſcheint heute ſchon bedroht, denn es fehlt ihr
die ſtarke Abſtützung zwiſchen Reims und dem Damenweg und
tie Verbindungslinie Chalons-- ChateauThierry. Um ſo wich-
tiger iſt die Behauptung der Linie SuippesSt. Menchold
Verdun, an welcher der Zuſammenhalt der franzöſiſchen
Mittelfront mit der Oſtfront und in gewiſſem Sinn auch die
Sicherheit Verduns hangen. Konnte an bisher die an
zöſiſche Front als eine einheitliche geſicherte Wehrſtellung be
trachten, als deren Ausfallswinkel der Raum von Verdun zu
gelten hatte, ſo iſt heute unleugbar eine Zweiteilung dieſer
mächtigen Kordonſtellung ſichtbar geworden. Von der Aisne
auf die Marne ſchiebt ſich ein Keil vor, der ſo breit iſt, daß er
nicht ohne weiteres abgequetſcht werden kann, und ſo tief reicht,
daß die g. ont exzentriſch hinausgerückt erſcheint. Ta die
deutſchen Offenſivſtöße zu drei deutlich ſichtbaren, im Zu
ſammenhang ſtrategiſch auswertbaren Erfolgen geführt haben,
iſt die deutſche Heeresleitung in der Lage, ihre Handlnunasfrei-
heit voll auszunützen und den vierten Offenſivſtoß nach Be
ieben anzuſetzen. Sie hat ihre Angriffsfronten im voraus ſo

gut ausgeſtallet und lann die Angriffsartillerie ſofort nach
Durchbruch, ohne Zwang ſo leicht ſeitlich verſchieben, daß ſie
in kurzer Friſt die Operationen wieder aufzunehmen vermag.
Dadurch unterſcheidet ſich die deutſche Offenſive von den
Materialſchlachten der Alliierten, die 1917 als wochenlange
artilleriſtiſche und monatelange Jnfanterickä:npfe in die Er
irre getreten ſind. Sie führten zur abſoluten Feſtlegung
er Angriffsfront, zur mechaniſchen Durchfechtung der Schlacht

im vorher ausgewählten Abſchnitt und waren zum Abſterben
verurteilt, ohne ſtrategiſche zu zeitigen. Die Entwick-
lung des Feldzuges 1918 wird lehren, in welchem Grade die
Vergeiſtigung der Durchbruchsſchlacht und Staffeloffenſive, wieſie jetzt von Dindenburg und Ludendorff geübt wird, den Aus
gang des Krieges beſtiwmt.

Eprechſtunde der Redaktion von 12 vis 1 Ude.

Bekunnftentu cher g. SeAnfragen aus den Kreiſen der im Korpsbezirk befindlichen deutſch
ruſſiſchen Rückwanderer betreffend die Rückkehr nach ihrer Heimat Wolhynien veranlaſſen das ſtellvertretende Generalkommando mitzuteilen, daß nach den angeſtellten Ermittelungen und eingezogenen aID8“ 46 1l

d 867

Die vielfachen tägli

Erkundigungen eine Rückkehr Rückwanderer nach ihrer Heimat zurzeit noch nicht zuläſſig iſt.
1. Die weſtlich der alten ſtrategiſchen Linie Luck pp. gelegenen deutſchen Kolonien im

Kreiſe Cholm ſind größtenteils zerſtört; Ackerbau wird dort zurzeit nicht betrieben. Etwa un
800 Deutſche, welche zurückgeblieben waren, um die Landesproduktion, ſoweit es überhaupt
möglich war, einigermaßen aufrechtzuerhalten, befinden ſich jetzt ſelbſt in Not. k inder-M äntel

2. Der Uebertritt über die alte ſtrategiſche Linie veg Oſten, alſo nach dem Kreiſe Luzk,
Rowno uſw. iſt zurzeit noch militäriſch verboten.
in dem Lande, das von der ruſſiſchen Republik zum Gemeindeeigentum erklärt iſt, ganz
ungewiß, ſo daß es erſt noch näherer Regelung der ganzen Verhältniſſe ſeitens der Julius Bacher

9

ude

Republik Ukraine bedarf.
Zunächſt muß die Ukraine aber erſt von den ſengenden und plündernden Banden be ipziehe die Verwaltung der Ukraine ſichernde Maßnahmen im Jnnern ihres S boipeigorstraks o,

freit werdenLandes treffen kann.
Es kann daher ſämtlichen im Korpsbereich befindlichen Rückwanderern nur empfohlen wer

den, ſich bis auf weiteres noch zu gedulden und von Rückkehranträgen, die ſämtlich der Ablehnungzurzeit unterliegen würden, abzuſehen. Es wird erwartet, daß alle Rückwanderer in ihrer bisherigen SchDed-Scwönochreiden

Stellung verbleiben und dort weiter arbeiten, ohne daß es notwendig iſt, daß Verträge auf längere
Dauer geſchloſſen werden.

Sobald die Verhältniſſe geregelt ſein werden und ein geordneter Wegzug möglich ſein wird, ohne Lehrer zu erlernen
werden die nötigen Bekanntmachungen ergehen.

Magdeburg, den 4. Juni 1918.
Der ſtellvertretende Kommandierende General des IV. Armeekorps

Sontag, Generalleutnant.

m ſind die Eigentumsverhältniſſe empfiehlt in gröeeter Auswahl

von federmann i. wenigen Stunden

Preis 1 Mk.
Volkhuschhancdlung Halle

*457 Harz 42/44.
Amtliche Bekanntmachungen.

Auf Grund der Bundesratsverordnung vom 25. September und
4. November 1915 wird der Verkauf des der Stadt überwieſenen
Marmelade wie folgt geregelt:

Der Verkauf beginnt am Dienstag, den 11. Juni 1918. Für jede
Perſon eines Haushaltes kann Pfund abgegeben werden. Der
Verkaufspreis beträgt 92 Pfg. für das Pfund.

Die Känfer ſind verpflichtet, bei denjenigen Verkäufern die
Marmelade ein znkaufen, bei welchen ſie für den Bezug von Kolonial-
waren in die Kundenliſten eingetragen ſind.

Die Abgabe hat unter Abtrennung der Marke 185 des Waren
bezugſcheines XVI zu erfolgen.

Die Verkäufer ſind verpflichtet, die Marken abzutrennen und
zu Hunderten gebündelt, im Stadt-Ernährungsamt, Marktplatz 22,
1. Obergeſchoß (Saal links) binnen 8 Tagen unter Angabe ihres
Reſtbeſtandes einzureichen.

Zuwiderhandlungen unterliegen der Beſtrafung nach 8 17 der
Verordnung vom 25. September

Halle, den 10. Juni 1918.
und 4. November 1915.

Der Magiſtrat.

Verkauf von Magermilch.
Am Dienstag, den 11. Juni 1918, wird für Kinder vom 6. bis

12. Lebensjahre der Verkauf von Magermilch fortgeſetzt. Der Ver-
kanf erfolgt von nachmittags 4 Uhr ab an folgenden Stellen: Jn
der Verkaufsſtelle der Niemberger Molkerei, ulſtraße 13; in der
Verkaufsſtelle der Niemberger Molkerei, Ranniſcheſtraße 20/21; bei
dem Milchhändler Arndt, Nikolaiſtraße 12 (Milchverkaufsſtelle der
Molkerei Bennſtedt); bei dem
feldſtraße 22. Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der
neuen Lebensmittelſcheine Nr. 5001--8000 und 10001--12000.

Für jedes Kind vom vollendeten 6. bis 12. Lebensjahre wird
Liter Magermilch auf den Abſchnitt 7 des Einkaufsſcheines über

Molkereierzengniſſe zum Preiſe von 12 Pfennigen h
Zum Einkauf werden auch die Haushaltungen zugela

auf den Abſchnitt 6 des Einkaufsſcheines über Molkereierzeugniſſe
weder Quark noch Magermilch erhalten haben.

Der neue Lebensmittelſchein
iß bereitzuhalten.

Halle, den 10. Juni 1918.

Milchhändler Krebs, Lerchenfeld-

ſen, welche

iſt vorzulegen. Abgezähltes Geld

Der Magiſtrat.

Städtiſcher Verkauf von kondenſierter Milch, in der Talamt
ſchule am Dienstag, den 11. Juni 1918.

ugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der Nummern
der Lebensmittelſcheine 32001--38 500 vorm. von 8--12 Uhr und
die Jnhaber der Nummern 38501--45 000 nachmittags von 2—6 Uhr.

„„Einzelne Perſonen erhalten 1 Flaſche däniſche ſteriliſierte Voll
milch zum Preiſe von 1.25 M. für die Flaſche.

Haushalte bis drei Perſonen erhalten 1 Doſe kondenſierte
Magermilch zum Preiſe von 1.25 M. für die Doſe.

Haushalte von mehr als drei Perſonen erhalten 2 Doſen kon
denſierte Magermilch zum Preiſe von 1.25 M. ſur die Doſe. Ab-
gezähltes Geld iſt bereit zu halten.

Halle, den 10. Juni 1918. Der Magiſtrat.
Städtiſcher Verkauf von Kaffec-Erſatz in der Talamtſchule

am Dienstag, den 11. Juni 1918.
Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der Nummern der

Lebensmittelſcheine 34001 39500 vormittags von 8--12 Uhr und
die Jnhaber der Nummern 39501l 45000 nachmitt. von 2—6 Uhr.

Für jede Perſon eines Haushaltes kann h Pfund zum Preiſe
von 150 Pfg. abgegeben werden.

Zur Beſchleunigung der Abfertigung wolle man abgezähltes
Geld bereithalten.

Halle, den 10. Juni 1918. Der Magiſtrat.
Die Jnhaber von Apotheken und Drogengeſchäften werden auf-

gefordert, am Dienstag den 11. Juni 1918, vormittags von 8 bis
124 Uhr, im Stadternährungsamt, Marktplatz 22, II. Obergeſchoß,
Zimmer 9, die Bezugſcheine für Saccharin in Empfang zu nehmen.
Ein Ausweis iſt mitzubringen.

Halle, den 10. Ju ni 1918. Der Magiſtrat.
Von den Zinſen der Dr. Petrus Eiſenderg'ſchen Stiftung

ſtehen uns zur Ausſtattung eines hieſigen Dienſtmädchens, das
ſich verheiraten will, bedürftig, rechtſchaffen und mindeſtens 20 Jahre
alt iſt, ſowie wenigſtens 3 Jahre hintereinander derſelben Herrſchaft
treu gedient hat, 120 Mark zur Verfügung.

Bewerberinnen, bei denen dieſe Bedingungen wollen
ſich bis zum l. Auguſt ds. Js. im Bureau für Stiftungsfachen,
t v S ttraße 8, I, Zimmer Rr. 22, vormittags von 10 bis
1 r melden

Halle, den 3. Juni 1918. Der Magiſtrat.

Zentra- Verband d. Handlungsgehilfen,
Bezirk Halle Geschaäftsstelle Harz 42/44

Der Verband gewährt Stellenlogen-, Kranken-, VUm- u.
Sterbe- Unterstützung Rechtsschntz2, Stellen Vermittlung.

Staffelbeiträge.

Dienstag, H. Juni 1918, abends 8 Uhr,
im „Volkspark“, Burgstr. 27:

Mitglieder versammlung.
Tagesordnung:

1. Abrechnung vom ersten Visrteljahr.
2. Verbandes Angelegenheiten. 874

Zahlreichem Besuche sieht entgegen Die Bezirxksleitung.

Sektlonderlagerhalter, u r
im „Volkspark“, Burgstrasse 27:

Versammlung. S
Tagesordnung: 1. Abrechnung. 3. Berufliches.

LIIAIAIIILIIIIILIIIIIIIAIAIIIIIIIIIIIILIIIIIII
Moden- Zeitungen

Volksbuohhandiung Halle a. Saale, Harz 42/44.,

Erhebung über den gartenmäßigen Gemüſeanbau.
Auf Anordnung des Staatskommiſſars für Volksernährung

findet in der Zeit vom 10. bis zum 20. Juni eine Aufnahme des
gartenmäßigen Anbaues von Gemüſe ſtott.

Zu dieſem Zweck haben ſämtliche Betriebe und Perſonen in
Halle, welche Gemüſe gartenmäßig anbauen, bis zum 20. Juni 1918
folgende Angaben an das Stutiſtiſche Amt, Stadthaus, Eingang
Schmeerſtraße, III. Stock, Zimmer 32, zu machen: 1. Größe der
mit Mohrrüben, Möhren und Karotten bebauten Fläche in ha, a, qm
2. desgleichen für Weißkohl; 3. für alle ſonſtigen Kohlarten (Rot
kohl, Wirſingkohl, Roſenkohl uſw.); 4. für Zwiebeln; 5. für alle
ſonſtigen Gemüſearten.

Die Angaben ſind nach gewiſſenhafter Schätzung, von den An
bauern unterſchrieben, pünktlich einzureichen. Beſondere Vordrucke
werden nicht ausgegeben.

Als gartenmäßiger Anbau gilt jeder bei der Anbau und Ernte
flächenerhebung 1917 noch nicht nachgewieſener Gemüſeanbau ſowohl
für den eigenen Bedarf als auch für Handels und Gewerbezwecke
in Hausgärten, Schrebergärten, Laubenkolonien, in Gärtnereien
t ſonſtigen gartenmäßig verwerteten Ländereien und Grund
tücksflächen.

Die Aufnahme dient nur ſtatiſtiſchen Zwecken. Kriegswirt
ſchaftliche Maßnahmen, insbeſondere eine Beſchlagnahme ihrer Er
zeugniſſe brauchen die Anbauer keinesfalls zu befürchten.

Der Magiſtrat.
Obſtverpachtung.

Der Obſtanhang auf den Brunnenplänen und im Kirchholze in
der Beeſener Aue ſoll meiſtbietend unter den im Termin bekannt
zu machenden Bedingungen am Mittwoch, den 26. Juni 1918, nach
mittags 4 Uhr, im Gaſthof zur Halleſchen Quelle in Ammendorf
verkauft werden. Zur Abgabe von Geboten werden Intereſſenten
hierdurch eingeladen.

Halle, den 6. Juni 1918.
Die Verwaltung der ſtädt. Gas und Waſſerwerke.
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Das Block Präſidium.
UK. Die notwendig gewordene Erſatzwahl für den Reich stagspräſidenten haben n des Durchhalte

Blocks nutzbar gemacht, eine neue Zuſammenſetzung des ganzen
r herbeizuführen. Für äſidentenpoſten wurde
der Anſpruch des Zentrums als der ſtärkſten Fraktion allgemein
anerkannt. Den hierfür präſentierten Abg. Fehrenbach
erkannten alle Parteien als geeigneten Kandidaten an.

Durch die Neuwahl eines Präſidenten wäre ſomit alles in
Ordnung gekommen. Die Regierungsſozigaliſten erheben jedochArie en Beteiligung am Kriegs-Präſidium. nz unab

ervon wurde das Bedürfnis nach einer Serſachnsn
des Präſidiums allgemein anerkannt. So kam eine Verſtän
digung der Mehrheitsparteien dahin zuſtande. dem Reichsta
eine Aenderung der Geſchäftsordnung vorzuſchlagen, die künf-
tig drei Vizepräſidenten vorſieht. Hiergegen hat auch
die Fraktion der Nnabhängigen Sozialdemokraten kein
Bedenken gehabt und dem Vorſchlage zugeſtimmt, den ſchließlich
der ganze Reichstag mit An snahme der Konſer-
vativen annahm. Die u rrerehe Berichterſtattung
des Berliner Tageblatts erzählt fälſchlich, auch die Unab-
hängigen hätten dagegen geſtimmt.)

Die neue Faſſung der 88 9 und 13 der Geſchäftsordnung
ſpricht nicht mehr von im Range verſchiedenen, ſondern von
drei gleichberechtigten Vizepräſidenten Trotzdem ſollte einfach
ein dritter Vizepräſident hinzugewählt werden. Die Unab-
hängigen Sozialdemotraten hatten dem gegenüber durch Lede-
bour betont, daß es nicht anginge, auf dieſe Weiſe die als
erſter bzw. zweiter Vizepräſient gewählten Herren
automatiſch „ranglos“ zu machen, ſondern es müſſe eine Neu
wahl aller drei Vizepräſidenten erfolgen, nachdem die jetzt
amtierenden Vizepräſidenten ihre Aemter zur Verfügungeſtellt haben würden. Daher ſtimmte unſere Partei gegen
ßer Antrag II, der die einfache Hinzuwahl eines dritten Vize-
präſidenten vorſieht. Dieſer einzig korrekten afuna at
ſich auch der Vizepräſident Abg Dowe angeſchloſſen und
daher nach Annahme der GeſchäftsordnungsNenderung ſein
Amt niedergelegt. Herr Dr. Paaſche jedoch blieb zunächſt
ſtandhaft auf ſeinem Poſten, angeblich, um den Reichstag nicht
präſidentenlos zu machen. Die einſtweilige Berufung des
Alterspräſidenten hätte Herrn Paaſches Sorge von ihm ge-
nommen, aber er hatte wobl noch andere Sorgen!

Mit 270 von 279 abgegebenen gültigen Stimmen wurde am
Sonnabend Abg. Fehrenbach zum Präſidenten gewählt
und übernahm das Amt mit einer kurzen Anſprache. Hiernach
erklärte der Vizepräſident Dr. Paaſche, daß er ſein bis-
heriges Amt niederlege, und dadurch mußte die Neuwahl von
drei Vizepräſidenten erfolgen.

Von den sſozialiſten war Herr Scheidemannigepräſigenten vorgeſchlagen worden. Die Frak-

kion der Unabhängigen Sozialdemokraten hat
ſich in ihrer Sitzung vom Freitag mit dieſem Vorſchlage be-
ſchäftig und erklärt, daß ſie zwar den Anſpruch jeder der ſtär-kexen Fraktionen anerkennt, im Präſidium vertreten zu ſein,

daß ſie ſich aber das Recht tvahrt, Perſonen abzulehnen, die ihr
aus oder politiſchen Gründen (oder aus beiden)
des Vertrauens unwürdig gelten, das eine ſolche
Wahl ausdrucken ſoll. Dieſen Fall hat die Fraktion bei Herrn
Scheidemann als vorliegend gefunden. Als Perſönlich-
keit iſt Herr Scheidemann für die Nnabhängige So zial-
demokratie Deutſchlands erledigt, nachdem dieſe
e h unehrenhafter Hand lungen im Sinnedes Parteiſtatuts und des Treu bruches beſchuldigen mußte,
dieſe Beſchuldigung aufrecht erhält und jedem Unbefangenen

i zu beweiſen iniſtande iſt. Einem ſolchen Mann, der
ſende von Sozialdemokraten in dem früher in ihn

8 ten Vertrauen aufs ſchlimmſte getäuſchtTreu oſto t und ſkrupelloſe Geſchäftstaktik (in Firma
emann, Ebert, Br un u. Ko) durch eine eklatante Ver

trauenskundgebung zu erwidern das hieße Uebermenſchliches
unſerer Partei verlangen.
i der Wahl erhielten von den abgegebenen 267 gültigen

Summen Abg. Dowe 252, Abg. Paaſche 187 und Abg.
e man 194 Stimmen. Alle drei nahmen die

an.
omit iſt das Block- Präſidium des Reichstags intakt und ge

bildet aus den Parteien, die, immer noch fußend auf der ſagen-
3 Julireſolution von 1917, vorgeben, einen demcekratiſechn

rieden erwirken und die ſogenannte Neuorientierung bewerk-
elligen p nnen. Daß die r nach demWunſche der anderen Parteien auch im Präſidium mit von der

Partie ſein ſollten, lag alſo n rhe. Sie haben ſich in jeder Be-
ziehung um ebendieſelben bürgerlichen Parteien ſo ſehr ver-
dient gemacht und wollen es weiter tun. Sie haben dem ent-
agt, eine revolutionär-prolet rriſche Partei zu ſein und den

proletariſchen Kampf führen zu wollen. Sie haben auch alle
geringeren Schönheitsfehler abgelehnt. denn ihre Fraktion hatr r beſchloſſen, daß ihr zum Vizepräſidenten

erter Genoſſe alle durch Herkommen beſtehenden, d. h.
vöfiſchen Ver pflichtungen erfülle.

So iſt alle Reputation gerettet. der Regierungsſozialismus
iſt dem Ziel einer bürgerlichen Reformpartei näher, aber immer
deutlicher re die bedriickten, friedensfreundlichen Arbeiter,
wohin die Kriegsdiplomatie der Scheidemänner ſtenuert.

Der preußiſche Kultusetat.
Aus dem Preußiſchen Abgeordnetenhauſe wird der L. V. zur

Sitzung vom 5. Juni geſchrieben:
Die Generaldebatte zum Kultusetat brachte wieder einmal

eine Auseinanderſetzung zwiſchen den beiden ſozialdemokra-
tiſchen e Herr Haeniſch kann nun abermals im
Hamburger Echo darüber wehklagen, daß er von dem Redner
der en „ohne Veranlaſſung attackiert worden
ſei, obwohl er unſrer Fraktion nicht das geringſte zuleide getan

Und in der Tat: er hat die Unabhängigen wiederum mit
keiner Silbe erwähnt; er hat „nur“ im Namen ſeiner Frak-
tion! ſozialimperialiſtiſche und nationalſozialiſtiſche Jdeen
vorgetragen, die ein Hohn waren auf jeden wirk-
lichen Sozialismus. Und gleichmütig die Unab-
ängige Fra auch über perſönliche Anrempelungen einesrei zur Tagesordnung übergehen könnte, ſo wenig kann

und wird ſie es je durchgehen laſſen, daß von den Regierungs-
liſten der Sozialismus ſelbſt zum Kindergeſpött gemacht

Herr Haeniſch mußte natürlich auch den Kultusetat dazu

kenutzen, um in r zuſchwelgen. Nachdem er die Brotkarte und das Huſedien weſes
als kriegsſozialiſtiſche Großtaten gefeiert hatte, deren ie
Kulturgeſchichte voller Begeiſterung gedenken werde, entwarf
er ein Bild der Schul und Bildungsideale des Volkes,
wie er ſie als Ergebnis des „revolutionären“ Weltkrieges er
hofft und erwartet: der Geiſt von Alt-Weimar, Alt Potsdam
und Neu-Berlin müſſe 9 zu einer eren Einheit ver
ſchmelzen, ein „neuer Menſchentyp“ müſſe herangezüchtet wer
den, der eine Syntheſe von Goethe, Kant, Werner von Siemens
und Karl Legien darſtelle. Wie dieſer gräßliche Geiſtes-
zwitter ausſehen würde, glaubt Herr Haeniſch einſtweilen wohl
in eigner Perſon prototypiſch darſtellen zu können.

Genoſſe Adolf Hoffmann, der in anderthalbſtündiger
Rede den ſozialdemokrati n u e e te

erungsſozialiſtiſchen Jluſionen und Konfuſionen mi
bald mit kauſtiſchem Witz ab. Davor einem Kultusminiſter, der in dem Syſtem See
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und Trott emporgekommen ſei, beſonderen Reform
eifer gar nachſage, daß er ſein eigentliches Jcherſt entdecken werde, wenn eine neue Me eit im
itze, K doch ein re Stück und gerade kein liment für

iniſter. Und wie Haeniſch nach all den Erfah-
rungen mit der Wa r r r noch immerauf den „neuen en könne, ſei ends hDie Sache mit der reform und der Zeimer idoch ſo furchtbar einfach. Vorläufig ſei alles auf die möglichſte
Ver chleppung eingeſtellt, und Hellhörige ſelbſt unter
Nichtſozialiſten ſeien der Ueberzeugung, daß bei dieſer Ver
ſchleppun rlamentsmehrheit und Regierung nur ein Spiel
mit verteilten Rollen ſpielten. Haeniſch freilich ſchwelgte ſchon
in allerlei Kriegserrungenſchaften. Er rutſchte immer weiter
nach rechts, und wenn er vollends bei der Reaktion angelangt
ſei, werde er triumphierend ausrufen, daß er die Reaktion zu
ſich r habe. Schon habe er ja die frühere ſozia
liſtiſche Auslandspolitik de
ſionspolitik bezeichnet. (Der Abg. Hué ruft hier un
läubig dazwiſchen: „Hat er das getan?“ Haeniſch ſchweigt,

ffmann aber antwortet: „Ja, i begreife ja, das dem
g. Hueé unglaublich erſcheint, aber ſeinem Fraktions-

genoſſen Haeniſch gegenüber muß er ſich ſchon auf das Un-
glaublichſte gefaßt machen.“ Worauf nun auch Hues ſchweigt.)
Jm übrigen forderte Hoffmann in eingehender Begründung

die Trennung von Staat und Kirche und die Be-
freiung der Schule von der kirchlichen Bevormundung. An
einer Reihe kraſſer Fälle zeigte er die Unerträglichkeit der noch
immer in weitem Umfange beſtehenden geiſtlichen Schulaufſicht.
Den Schluß ſeiner Rede bildete die ſcharfe Zurückweiſung der
Behauptung des Abg. Pfarrer Henſel (Konſ.), daß ſich im
deutſchen Volke während des Krieges die Kraft des göttlichen
Geiſtes ne habe. Als Hoffmann dann noch von Preußen
im beſonderen ſprach, brach die Rechte in ſtürmiſche Pfuirufe
aus und der präſidierende Herr Lohmann erteilte unſerm
Genoſſen einen Ordnungsruf. Nun, die Kulturgeſchichte wird
ja dereinſt auch ihr Urteil fällen, aber kaum im Sinne der
Herren Haeniſch und Lohmann.

Politiſche Ueberſicht.
Vom Reichstag und ſeinen Ausſchüſſen.

Jn der Reichstagsſitzung am Sonnabend wurde zunächſt die
Wahl des räfidiums vorgenommen. Die Wahl
Fehrenbachs zum Präſidenten haben wir bereits am Sonn-
abend mitgeteilt; er bekam 270 Stimmen. Fehrenbach hielt,
nachdem er das Amt übernommen hatte, eine Anſprache, in der
er ſagte: Gerechtigkeit und Wohlwollen die Leitſterne jedes
Präſidenten, werden auch für mich maßgebend ſein. Die Reichs
tagstribüne ſoll nach unſerem Willen eine geſicherte Stätte für
ein freies Wort ſein und bleiben.

Auf Antrag des Abg. Streſemann (Natl.) wird die Wahl
der drei Vizepräſidenten in einer Wahlhandlung vor-

enommen. Es werden abgegeben 269 Stimmzettel: davon
ind zwei unbeſchrieben, eine Reihe von Stimmen hat ſich zer-
ſplittert. Gewählt werden die Abgg. Dove (Vpt.) mit 262
Stimmen, Scheidemann (Soz.) mit 194 Stimmen, Dr.
Paaſche (Natl.) mit 187 Stimmen. Die Gewählten nehmen
die Wahl an.

Danach wurde die Beratung des Etats des Reichsamts
des Jnnern fortgeſetzt. Bedeutſame Reden wurden nicht
gehalten. Jnfolgedeſſen haben wir Gelegenheit, noch eine große,
uberaus wichtige Rede nachzutragen, die unſer Genoſſe Dr.
Herzfeld in der Donnerstagſitzung gehalten hat, in der auch
Genoſſe Haaſe ſprach. Wir empfehlen auch die Rede Herzfelds,
die nach dem amtlichen Stenogramm gedruckt wird, allen Leſern
und Leſerinnen zur Beachtung.

v

Der Hauptausſchuß des Reichstages ſetzte am Sonnabend
die Beratung der Aenderung des Reichsſtempel-
geſetzes bei Art. 7 (Vergütungen, Tantiemenſteuer) fort.
Die Vorlage erhöht den Stkteuerſatz für die Tantiemen der
Aktiengeſellſchaften uſw. von 8 auf 20 Prozent. Abg. Erzberger
(Ztr.) ſtellte den Antrag, die Gewerkſchaften in die Beſtim-
mung einzubeziehen und die Vergütungen an den Grubenvor-
ſtand mit 20 Prozent zu beſteuern; ferner beantragte er Ge
ſamtvergütungen an den Aufſichtsrat uſw. bis 5000 Mk., für
die die Vorlage die Abgabe auf die Hälfte ermäßigen will,
abgabenfrei zu laſſen und die Abgabe, wenn die Geſamtver-
gütungen die Summe von 5000 Mk. überſteigen, nur inſoweit
zu erheben, als ſie aus der Hälfte des 5000 Mark überſteigenden
Betrages gedeckt werden kann. Jn der Geſamtabſtimmung
wurde Art. 7 mit großer Mehrheit mit dem Antrag Erzberger
angenommen.

er Arbeitsplan des Reichstages. Der Aelteſtenrat trat am
Sonnabend vor Beginn der Vollverſammlung zu einer Be-
ſprechung des Beratungsplanes zuſammen und einigte ſich da-
hin: Bis Freitag, den 14. Juni, ſollen erledigt werden die
zweite Leſung des Haushalts des Reichsamts des Jnnern und
des Reichsheeres mit Ausnahme der Militärbeamten und
Militärarbeiterfragen. Alsdann tritt eine Beratungspauſe bis
zum 19. ein. Am Donnerstag, den 20., beginnt die Beratung
des Friedensvertrages mit Rumänien, im Anſchluß daran die
weite Leſung des Haushalts für das Auswärtige Amt. Der
eſt des Juni wird mit der Beratung der noch ausſtehenden

ausgefüllt. Jn der erſten Juliwoche ſollen die
teuervorlagen und die dritten Leſungen folgen. Man hofft,

n diesmaligen Tagungsabſchnitt am 6. Juli ſchließen zu
en.

Das neue Pluralkompromiß.
Das Wahlrechts kompromiß kann, wie der Berl. Lok.

Anz. erfährt, im weſentlichen als abgeſchloſſen gelten. Der
Entwurf des Kompromiſſes iſt überaus reaktionär; er ſehe her
vor, daß eine Zuſatzſtimme für Alter und eine für zehn-
jährige Selbſtändigkeit im Berufe mit der Alternative zehn
jähriger ehrenamtlicher Tätigkeit abgegeben werde. Ferner
ſollten die Sicherungsanträge angenommen werden,
darunter die konfeſſionellen des Zentrums und bei der Vorlage
auch Abänderungen der h ein Sicherungsantrag auf
Durchzählung beider Häuſer bei Finanzgeſetzen. Heute nach-
mittag oder am Dienstag werde auf Grund endgültiger Be-

ein neuer Kommiſſionsantrag im Plenum eingebracht
werden.

Der Zentralausſchuß der Fortſchrittlichen Volks-
artei hat am Sonnabend und geſtern ſeinen Mitgliedern
jelegenheit gegeben, ſich mit den Führern im Reichstag und

Landtag auszu rege Der geſtrigen Beratung wohnte der
Stellvertreter des t v. Payer bei, der der Partei
einen Dank ausſprach für das Vertrauen, das ihm, wie in
einer parlamentariſchen Tätigkeit, ſo auch in ſeiner jetzigen

amtlichen Stellung racht werde. Er gab eine kurze
Schilderung ſeines jetzigen Arbeitsfeldes und reihte daran
einen Ueberblick über die politiſche Situation mit der Ein-
löſung des Verſprechens auf Gewährung des gleichen
Wahlrechts in Preußen ſtehe und falle er. Mit Einſtim-
migkeit wurde eine Entſchließung enommen dahingehend,
daß, wenn das Abgeordnetenhaus bei ſeinem Widerſtande ver
harre, es ohne weitere Verzögerung aufzulöſen ſei.

Rußlands große Schwierigkeiten.
Ententeſchwindel. Moskau, 9. Juni. P. T.-A.) In

einem der bürgerlichen Preſſe zugegangenen Telegramm aus
Paris heißt es, daß man in Paris über Stochholm erfahren

r Sozialdemokratie als eine Jllu

Halle (Saale), 10 Juni 1918.

babe, in r. über eine künftige tVeanfſichtigung der ſibiri Sen van bei Jrkutſk n
den. Gleichzeitig verlangt die r Preſſe unter Hinweis
darauf ein größeres Einſchr apans gegenRußland.

ie Stockholmer Mitteilungen ſind von Anfang bis Ende
erfunden. Es haben keinerle Terhpinn über eine
Uebertragung der ſibiriſchen Bahn an
funden, ebenſowenig irgendeine Forderung oder Vorſchlag von
ſeiten der deutſ Regierung in dieſer Hinſicht. DieDepeſche ſtammt aus den gegenrevolutionären Kreiſen, die durch
dieſe Nachricht die Alliierten zu einer ſchärferen Haltung gegen
icber Rußland veranlaſſen wollen.

Mobiliſation des republikaniſchen Heeres. Moskau, den
8. Juni. (P. T.-A.) Der ausführende Hauptausſchuß nahm
in ſeiner r en Sitzung einen bolſchewiſtiſchen Antrag an,
durch den das Kriegskommiſſarigt aufgefordert wird,innerhalb einer Woche die zwangsweiſe Mobiliſation der
Bauern und Arbeiter r proklamieren. Dieſe Maß-
nahme wurde getroffen angeſichts der Werbetätigkeit der
Gegenrevolutionäre, welche die Verpflegungskriſe zu
benutzen ſuchen, um die Herrſchaft der Kapitaliſten und Agra-
rier wieder herzuſtellen.

Die KubanSchwarzmeer-Republik. Kiew, 8. Juni. Der
Vorſitzende des Sowjets der KubanSchwarzmeer Republik
drahtet nach Kiew an die ruſſiſche Friedensdelegation, daß außer
dem Vollzugsausſchuß der Volkskommiſſare im Kubangebietkeinerlei Regierung und a der lege tigte

eiten

Vertreter auf der Kiewer Friedenskonferenz der Delegierte der
allruſſiſchen Sowjet Republik ſei, von der die KubanSchwarz-
meerSowjet Republik ein Veſtandteil ſei.

Kleine politiſche Nachrichten.
Die Zeitungsverleger gegen die Zenſur. Wie J. B. B. meldet,

wurden auf der Hauptverſammlung des Vereins deutſcher Zei-
tungsverleger „Klagen über die vielfach mißbräuchliche Hand
habung der Zenſur“ laut. Eine Entſchließung, die geeignete
Abſtellungsmatznahmen vorſchlägt, fand einſtimmige Annahme.

Die Austauſchverhandlungen zwiſchen Deutſchland und Eng
land. Jn der erſten Sitzung gelangte das Programm für die
Konferenz zur Beſprechung. Die Konferenz wird ſich u. a. mit
den folgenden Punkten beſchäftigen: 1. Einhaltung der bereits
leſtehenden Uebereinkünfte; 2. Behandlungen und Beſchäftigung
der Kriegsgefangenen; 3. Vergeltungsmaßregeln; 4. Vorberei-
tung des Abkommens über die Rückkehr in das Vaterland oder
die Jnternierung in einem dritten Lande von Kriegsgefange
nen und bürgerlichen Jnternierten: 5. die bei der Auswahl der
unter Punkt 4 fallenden Kategorien von Kranken und Verwun-
deten einzuhaltenden Methoden: 6. Verbeſſerung der Zuſtände
in Lagern mit Einſchluß der Ernährung von Kriegsge n
und Jnternierten. Die Verhandlungen werden vorausſichtlich
4 Tage dauern.
Frankreich gegen Finnlands Abſichten auf Murman. Kopen-
hagen, 8. Juni. Berlingſke Tidende meldet aus Helſing-
fors: Der franzöſiſche Konſul hat der Abteilung für aus
wärtige Angelegenheiten im Senat mitgeteilt, daß jedes fin
niſche Unternehmen gegn die Murmanküſte von Frankreich als
Neutralitätsbruch betrachtet werden würde.

Halle und Saalkreis.
Halle, den 10. Juni 1918.

Welches iſt der Sozialdemokratiſche Verein
von 18897

Das Häuflein der Regierungsſozialiſten von Halle iſt be
kanntlich anmaßend genug, zu behaupten, ſie ſeien der 1889
gegründete Sozialdemokratiſche Verein für Halle und den
Saalkreis. Und weil ihnen die Genoſſen nicht glauben und
für dieſe Behauptung nur ein Lächeln übrig haben, das aller
dings in der letzten Zeit durch Empörung abgelöſt wird, ſuchen
ſie für ihre Auffaſſung Beſtätigung bei bürgerlichen Gerichten.
Der Gewaltakt ihres Sachwalters Her zig im Volksblatt
verlag gab dazu die Veranlaſſung. Unſere Partei mußte
klagen, um dem Treu- und Rechtsbruch Herzigs entgegen
zuwirken.

Mit der Klage auf Ungültigkeitserklärung der Löſchung von
Reiwand und Fähnig als Geſellſchafter und Einſetzung von
Dreſcher und Döltz haben wir bekanntlich Erfolg gehabt. Das
Urteil des Landgerichts, wonach Jähnig und Reiwand wieder
als Geſellſchafter gelten, iſt rechts kräftig geworden, da
Herzig ſeine Beſchwerde beim Kammergericht als ausſichtslos
und unzuläſſig zurückgezogen hat. Die unabhängige Sozial
demokratie hat alſo den Volksblattverlag nach wie vor in der
Hand, denn Herzig iſt als einzelner Geſellſchafter durchaus
einflußlos.

Dieſen uns günſtigen Zuſtand hat ein am Freitag gefälltes
Urteil der Zivilkammer beim hieſigen Landgericht beſtätigt.
Wir klagten auf Feſtſtellung der Tatſache, daß der 1889 ge
gründete Sozialdemokratiſche Verein für Halle und den Saal-
kreis jener Verein iſt, der im Mai v. J. ſich mit großer Mehr
heit der unabhängigen Sozialdemokratie angeſchloſſen hat.
dem Urteil, das in ſchriftlicher Ausfertigung leider zur
noch immer nicht vorliegt, wird Herzig abgewieſen mit
ſeiner erneut angebrachten Klage auf Löſchung von Jähnig
und Reiwand. Zwei Fünftel der Koſten ſind ihm auferlegt
worden. Gegen das weitere Erkenntnis des Gerichts, daß unſer
wirklich 1889 gegründete) Sozialdemokratiſche Verein nicht der
1889 gegründete Sozialdemokratiſche Verein iſt, weil der Ueber
trittsbeſchluß nicht einſtimmig gefaßt wurde, iſt ſofort Be
rufung eingelegt worden.

Man ſieht, zu Siegesfanfaren liegt für die Volksblatträuber
geſellſchaft nicht der mindeſte Anlaß vor, man begnügt ſich des
halb auch mit nüchternen Notizen. Denn über den Beſitz des
Volksblattes iſt, ſo ſehr ſich die Volksſtimme auch bemüht, dieſen
Eindruck zu erwecken, noch gar nichts entſchieden worden. Ueber
das Volksblatt entſcheiden letzten Endes doch die Mafſen
der Leſer. Und wie die entſchieden haben, werden ſie auch
weiterhin entſcheiden, darüber ſollten ſich auch die Dreſcher,
Thiele, Garbe, Herzig klar ſein, und wenn ſie es nicht glauben,
mögen ſie einmal bei den Arbeitern in den Fabriken von Halle
nachfragen: für die Unabhängige Sozialdemokratie, gegen die
Regierungsſozigliſten!

Thiele und ſein Miſtwagen. Herr Thiele hat, obgwar er im
gleichen Atemzuge die Mitarbeit an der Volksſtimme beſtreitet,
wieder einmal an dieſem Blättchen mitgearbeitet. Er gibt ſich
diesmal ganz vornehm, ſo vornehm, daß der über Solingen
und Remſcheid auf dunklen Pfaden nach Halle gekommene
Redakteur ſeines Leiborgans vorſichtig genug iſt, die Verant
wortung dafür abzulehnen. Herr Thiele, Mitglied des Reichs
tags, ſchließt ſeinen Erguß gegen uns: „Gegen ſolche Heuchelei
kann allerdings auch der größte Miſtwagen nicht an-
ſtin ten. Ein altes Wort ſagt: Wer ſchimpft, hat Unrecht.
Aber wir fragen doch: Meint Thiele mit dem Miſt
wagen“, der gegen uns nichts auszurichten vermag, ſoch ſe böſſt
oder das Blatt in der Ulrichſtraße
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Beſondere

n er e e e en ett den Kommunalverbänden zur Verteilung überwieſenen
rmarken A mit dem 17. Juni 1018 in Kraft treten undi je 750 Gramm Zucker belie rt werden. Die Marken ſind

bis zum 16 Juli 1918 gültig, können alſo bis zu dieſemjederzeit eingelöſt werden. Es beſteht Sicher
d daß die Marken A während dieſer Monatsfriſt belieſert
werden.

Dieſe Sonderzuteilung erfolgt als er für die
verkürzte Brotmenge und ſteht mit der Verteilung des
Einmachezuckers in leinem Zuſammenhang. Die geſamte für
letzteren zur Verfügung geſtellte Menge wird vielmehr unge
kürzt zur Ausgabe gelangen. Ebenſo kommen weder die Sonder
zuteilung auf die Marke A noch der Einmachezucker auf die
laufende monatliche Zucker zuteilung zur Anrechnung. ieſe
geht unverändert weiter, ſo daß jeder Verſorgungsberechtigteaußer dem Monatszucker noch 1190 Gramm ine deenae und

weitere 750 Gramm Sonderzuteilungs- Zucker erhäl

Die Sitzung des Gewerkſchaftskartells fällt in dieſem Mo
nat aus. Dogegen findet noch eine Verſammlung der Ar
leiterausſchußmitglieder ſtatt.

Die Romanfortſetzung muß heute wegen großem Umfange
des Reichstagsberichts wegfallen. Wir bringen dafür morgen
die Fortſetzung des Romans in doppeltem Umfange.

Der Dorf-Caruſo betitelt ſich die neue SchwankOperette,
die am Sonnabend im Apollotheater zur Erſtaufführung ge
langte. Man muß der Spielleitung zugeſtehen, daß ſie es ver
ſteht, dieſem Stück, das vom ſonſt üblichen abweicht, indem ſich
die Handlung teilweiſe vom Jnſchanerrzum auf die Bühne und
umgekehrt verpflanzt, die Originalität zu wahren. Die Haupt
rollen befanden ſich durchweg in den richtigen Händen. So
vertraten z. B. Herr Kliewer als Jntendant eines kleinenHeftheaters ſowie Fr. Agnes Meißner-Carlo als deſſen
reſolute Frau Brunhilde ihre Rollen geſchickt. Die Damen
Theſie Berger als deren Tochter Sieglinde und Erika Fels
als Wirtstochter Zenzi waren ganz auf der Höbe und ſtimmlich
recht gut veranlagt. Die Herren Edmund Ferry (Referen-
dar) und Adalbert Lrehan K(Theaterdiener) ernteten mit
ihren ausgezeichnet dargeſtelten Rollen viel Beifall. Beſonders
zu erwähnen ſei noch Herr Tachaner als Hausknecht Waſtl,der ſeine Rolle meiſtervaſt zu ſpielen verſtand. Ueberhaupt

kann man ſagen, daß auch die übrigen Mitwirkenden flott zu
ſpielen wußten. Herr Kapellmeiſter Werner als Dirigent
brachte der Muſik den richtigen Wohlklang bei. Die Operette
fand beim Publikum ſehr lebhafte Aufnahme.

Leichenlandung. Am Sonnabend wurde in der Nähe des
Gimritzer Milchgartens eine unbekannte weibliche Leiche im
Alter von 20 bis 25 Jahren aus der Saale gezogen. Sie war
bekleidet mit grüner Biuſe. an der ſich eine ſchwarze Schleife
befand, ſchwarzem Rock, weißem Unterrock mit gehäkelter Spitze,
weißer Untertaille, werßem Korſett, dunkelblanem Barchent-
beinkleid mit roten Blumen, weißem Hemd mit Achſelſchluß und
ſchwarzen Strümpfen. Die Tote wurde dem Gertraudenfried-
hofe zugeführt.

Zuſammenſtoß. In der Geiſtſtraße ſtieß ein Straßenbahn
wagen mit einem Kutſchfuhrwerk zuſammen. Außer einem
Bruch der Schere des Kutſchwagens entſtand kein Schaden.

Allabendeh, 7* Vhr:

Fin feldgraues Spie in 3

e bt T

Der MaasVons-tsugig neue Einlagen im zweiten Akt.

J

k.S Nr.le f entfallen 100W e s Tr enirieſg Gg. zum Ver

ein ha
und von Graupen ein Vierte re

ſondere

Wettin. Das h ver lte denBruchmeiſter ke von den Veiderſ ormſand n.
Er war der fahr rig Tdtun angeklagt, weil er die Sieitevorſchriften im Betrieb nicht berchtele und bei einem
lück am 19. Dezember 1917 zwei Arbeiter zu Tode er Ser
mtsanwalt beantragte fünf Monate Gefängnis, das Gericht

erkannte auf Freiſprechung.

Aus der Provinz.
Nur nicht proteſtieren

Es wird berichtet: Eine für den 3. Juni in La pe ſragt
einberufene ſozialdemokratiſche in der derReichstagsabgeordnete Silberſchmidt (Berlin) über das Thema
Kein gleiches Wahlrecht, weniger Brot, mehr Steuern ſprechen
ſollte, wurde von dem ſtellvertretenden Generalkommando ver
toten und es wurde nur die Erlaubnis zu einer geſchloſſenen
Vereinsverſammlung der Partei erteilt. Als aber trotzdem zu
dieſer Vereinsverſammlung ſo ziemlich jedermann die Teil-
nahme gegen Zahlung eines Eintrittsgeldes von 15 Pf. erteilt
wurde. löſte der überwachende Polizeibeamte die Verſammlung
auf. Die in ſtädtiſchen Ehrenämtern, in der Kriegsarganiſation uſw. tätigen Sozialdemokraten beabſichtigen nun
T als Proteſt gegen das Verbot ihre Aemternieder-
zulegen.“Ueber dieſe Stimmung der Halberſtädter Arbeiterver
treter iſt die Preſſe der l ſt en ſchonentſetzt. Die ſog. Leipz. Freie Preſſe und ihr hieſiger Ab-
leger mit ſeinen paar hundert Abonnenten ſchreiben:

„Es ſoll alſo hier aus Proteſt gegen das Verbot die Biele-
felder Taktik nachgeahmt werden. Es wäre ganſerordentli-ſh
zu bedanern, wenn vorausgeſetzt, daß die Meldung
richtig iſt die Genoſſen in Halberſtadt ſich aus Mißmut zueinem ſolchen Schritte hinreißen laſſen wollten.“

Dieſe Bemerkung iſt wieder ein S Sulbei ſpiel dafür,
wie die regiernngsſozialiſtiſchen Nutznießer des Belagerungs-
zuſtandes die Intereſſen der Arbeiter heute auffaſſen. Dieſe
Herren ſchlagen ſchon Radan, wenn die Anhän ihrer Par-
tei aus berechtigter Empörung einmal den Lut zum Proteſt
auf ringen. Da muß ihnen gleich der klagende Mund geſtopft
nd die Courage ausgebläut werden.

Heldenl!

Schkendit. Holzzettel. Diejenigen hieſi armenEinwohner, Feltel zumwelche u den nächſten Winker einen
Sammeln von Raff- und Leſeholz im Bezirke der Kgl. Ober
ſörſterei Schkeuditz zu haben wiinſchen, haben ſich von Montag,
den 10. d. M., bis einſchl. Sonnabend, den 15. d. M., vormittags
8 12 Uhr im Meldeamt Neues Rathaus Zimmer Nr. 3

hier zu melden oder uns ihren Wunſch ſchriftlich mitzuteilen.

Riesen Erfolg

Dienstag, den 11. Juni 1918,
er errer 100 d Mitwirkendo. Anfg.: 7 Uhr.

zugeläurt werden.

Zugunsten des Kriegenevevdienstes.
Bisher über 3000 Ma) in allen größeren Städten Deutschlands mit heisplellosem Erfolg auſfgeführt.
Dem Kriegsliebegdienat konnten dis Jetst äder 1 Million R06 000 Mk. Rein-Debersechnuss

Schauſpiel von Henrik Jbſen. 86
T

äudr Thenter Halle

Ende: 10 Uhr.
Die Stützend Gevellschaft.

Mittwoch. den 12. Junl,Vorstellung zu ermässigton Prelsen.
nachmittags J Uhr, ungekürzte Famillen- und Schüler-

(1.50, 1.00, 0.75 und 0.40 Mark. Schulhücher Art
Der Vorverkauf fudet ledigheh an der Theaterkasse von 10 und von 4--6 Uhr gtatt.

Walhalla- Theater.
empfiehlt die

Volkobuchhandlung.
Halle (Saale). Harz 42/44.

aller

PfälzerSchießgraben.
Tägleh: Großes FPrel-Konzert Z4

er gesamten Gösrligeh'sehen Kapelle.
Der Anſung abends 7, Vhr. 796Neues Operetten- Programm. m ,121èeè242

Ergebenst ladet ein Karl Henkelmann.
T

Konzerthaus „Ohberpollinger“.
4 Beke Gr. Uriehstr. Jägergasse L. REeke Gr. Ulriechatr.

des bolichten Damen-Täglich: Konzert SireienOreneat. Onrmen.
6 junge Damen Avlophon- kinlagen. 6 junge Damen.

Neue Dekoratlon! Neue Dekoration!
Ergebenst ladet ein Frau Elsa Both.

Ansichts-Postkarten
empüehlt De Volks GBGuohhandlung-

TrArbeitsmarktkinee ſräfſige Irhelter
*459 für dauernde Beſchäftigung gesucht.

E. E. Achllles, Delitzſcherſtraße 90.
Erfahrene

Eſendreher,

Gſenhobler und

Muſchin öchloſer
ür nenden Heeresbeda

ſtellen ein

Lange GellenMaſchinenfabrik Raiſinerien. m

welches kochen kann,für ſofort geſucht

Frau Pfaendoer,

ötüte od. Neuſtmädchen

WäſchereiGalgenberg.

lelprigergtrabe 86.

Fernruf 1224.

Ane Promenade Hſa.

Fernruf 5788.

M IIIIDDMDDEBIIII
er Frexddruch III Porten

J Drama aus dem Leben S in dem reizenden I uetepiel:

875 in S Abten. S EVorführung 4.00 6.25 9.10. Aones Amau u. ihre J Freier

Vorführ.: 3.00 5.00 7.10. 9.20.

Erika Glässner 3in dem entrückend. Lustspiel S Eva Speier
S in dem 4 Akten Drama

J lie Königin einer Hat Der verdänguirolefuhe

Vorfühbrung: 3.10 5.30 8.00 S Vorführung 4.20 6.20 8.30.

Weſen Meer ſſe elerſen ſriegsberſchte.

Beginn 3 Uhr.

Schmeerstr. 5. Sohmeerstr. 5.
Llotte NeumannHeute, in dem Film-Schau-

spielzum letzten Die behlerin

Dienstag, Mittwoch, Donnerstag
r Das fotfe Land 24Gr. Detektivärama in 8 Akten mit: 77 Zangenbers.
Fräulein Schwindelmeler, T einern oiver o

Vnd das hbrige Progromm 869

d von St. Marien,

Partei Schriften vene

2

Kl. Berlin 2, I Tr. reehts,

ſſefaſlaſdeſter ſerdend

34 nh a Terstag u kaſſe Rangieren&alener 2 di Wit e eneg
dort nachmittags.
er Nach neuem Fahrplan verkehrt ab heute

r x Röblingen und San erhauſen: eru nachm., Helfta 2.44 Eisleben 2.52m., Wolferode 5.08 V nich ein a 19 nachm., Rie
nachm., Sangerhauſen an 3.Pfund e c Karteſteimeng

was oche vom 10. uni d. J. auf die Kar
elwochenkarte zu n. en iſt, wird hierdurch auf 10 Pfund

an und zwar ich d uptmarke nach wie vor für vierltig, während qui e 5 kleineren Abſchnitte der Kartec je nd je ein Pfund Kartoffeln zur Abgabe gelangen.

Bitterfeld. Markenverfall. Alle A giß der Kar
toffelkarte bis r r. 13 ſind ungültig. Wir machenam, daß die A t. nur für den

eitraum Gültigkeit haben, der auf ihnen aufgedruckt iſt. Nach
wiederholt darauf e

lauf dieſer Zeit ſind die Marken ohne weitere Bekannt-
machung verfallen. Denjenigen Gaſtſtätten, welche durch Reiſe
verkehr ſtark in Anſpruch genommen werden, ſoll ein Zuſchu
der rationierten Waren verabfolgt werden. er Verkehr iſtBezugſcheine r die entſprechenden Waren fut

ebensmittelamt abzufordeAbgabe von e errartoffeln. Jm Rathaus-hofe kommen von a an Futterkartoffeln zur Abgabe.

Delitzſch. Kartoffel verkauf. Jn der kommendenWoche ſoll ausnahmsweiſe geſtattet ſein, die Kartoffeln gleich
auf e Wochen in den Verkaufsſtellen zu entnehmen, und zwar
für di 3 vom 10. bis 24. Juni. Mehrverbrauch iſt deswegen
natürlich nicht erlaubt.

Torgau. Fleiſchkartengusgabe Dienstag, den 11.
dieſen Monats, von 9 bis 1 Uhr, in der Brotkartenausgabe.
Kartoffelverka war die Zeit vom 16. Juni bis 13. Juli
Montag, Dienstag, ittwoch im ehemals Langoehrſchen
Grundſtück, Feldſtraße.

Jeßnitz. Wild fleiſch du r die Stadt? Die Stadt
will die Bewohner zum Herbſte mit Wildfleiſch verſorgen, ſofern
ſre ſich ſchon jetzt für die Abnahme ſolchen Fleiſches melden.
Es ſoll auf jede Fleiſchkarte ein Pfund Fleiſch abgegeben
werden.

Allerlei.
Arſenalbrand in St. Lonis. Bern, 8. Juni. Wie dem

Matin aus Neuyork gemeldet wird, brach im Arſenal von
St. Louis am 2. Juni ein Brand aus, durch den hauptſächlich
Militärausrüſtungs- Gegenſtände zerſtört wurden. Der Schaden
ſoll über ſechs Millionen Dollar betragen.
gfituiche Läuterung durch den Krieg. Danzig, 7. Juni.Die hießge Strafkammer verurteilte heute fünfv rimaner, die wThrend fünf Viertel Jahren in Danzig
und Langfuhr Einbruchsdiebſtähle verübten, zu neun
Monaten bis zu drei Jahren Gefängnis. DerWert der geſtohlenen Gegenſtände ſoll ſich auf ungefähr 50 W

ark belaufen.
Derantwortlicher Schriftieiter Otto Killan. Verantwortlich für Anzeigen

Hermann Schade. Verlag: Volksblatt G. m. d. H. Dritt Halleſche Genoſſen-
ſchaftsbuchdruckerei e. G. m. b, H., ſämtlich in Halle.

Kpollo-rheater.
Heute und ſolgende Abende, täglich s Uhr

„Der Dorf-Caruso“,
Ssohwank- 37 retto in 8 Akten von T. Thoms.

ager: Conlisgenzauber hat mich beräekt.
uas Sevenade. Frauen-Terzett. Die Glocken von Bayriseh-
Zell. Pantotffelritter- QOuartett Komm' doch, Prinzessehen, sei
mein. Hans, mein Hans u. a. m.

in München, Bremen, Berlin großer Erfolg!
Tage voraus De 9 1 und Du

e

Sendet 806ahwäscüvare
Splelkarten

ins Feld und Lazarett.
1 Spiel, mit Goldeckev

a

Dienstag, T1. Juni 18918,
es n i r nachmittags J Ubr:piele, mit Goldeckeni. 50 ar. RKUT Konzert
Dauerwäsche- Vertrieb Stadttheater Orchester.

Leitung:Kapellweister Karl nönren.

Eintrittspreise:Für Erwachsene 35 Pfk.,
für Kinder 20 Pf.

Dauerkarten haben Gültlgkeit.

Eeke VSternstrasso.

Todes Anzeige. T AI
Den Mitgliedern zur Nach mittwoch, 12. Juni 1918,

richt, daß unſer Mitglied, der abends 8 Uhr:
Dreher

ono Schröder,
nach langem Leiden verſtor-

z Konzert zv. Görlach- Orohester

ben iſt. und vomEhre ſeinem Andenken! Mannergesangrerein Halle 191.

Die Beerdigung findet am LeitungDienstag, den 11. Juni, nachmitt. d Uhr. auf dem Fried Kgl Nusſrabreit. win Wark: ehmigt.

l

Hode-Zeitungen

hofe in Büſchdorf ſtatt.
Um zahlreiche Beteiligung

erſucht 873Die Ortsverwaltung.
empfiehlt die
Volkshuchbüle,

war e wtwittss 6 Uhr ſtarb plötzlich
kurzem, ſchweren, mit großer Geduldertragenen Leiden meine liebe herzensgute Tochter, unſere liebe

Schweſter, Nichte und Couſine

Er na, Ganz
im blühenden Alter von 14 Jahren.

SHoe (S.), Fleiſcherſtraße 25.

An tierer Trauer Familie Otto Ganz
Beerdigung Dienstag mittag 12 Uhr auf dem Nordfriedhofe.

870

W.

le
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